
des Glaubens den erhöhrten Herrn sejen. Da aber tenpfarrer Stöhr.? Die jüdischen Mıtarbeiter Flusser,
heute ausgerechnet eın ısraelischer Jude die Jesus-Bıogra- Wıinter, Ehrlich unterscheiden sıch in iıhren Beiträgen
phiıe in eıiner weIlt verbreiteten Reihe Von Bıldmono- nıcht V O11 den katholischen un protestantischen Kolle-
zraphien schreiben kann, selbst wenn diese nıchrt ın einem SCH, 1Ur weıl S1C Juden sind. Derartıge gemeınsame
evangelischen oder katholischen Verlag erscheint, 1St schon Studien Fkennzeichnen die NCUE Sıtuatlion, wWw1e diese SEeITt
1N€ erhebliche Wandlung. Und ISTt ausgerechnet eın Nu. eLtwAa zehn Jahren herrscht.
Jude der sıch der heute weıthın anerkannten formge- Wır haben uns hıer daraut beschränkt, dıe Auffassungen
schichtlichen Forschung entgegenstellt, aut Grund des jJüdıscher Wissenschaftler erwähnen, ıne Bıblıogra-
Jüdischen Belegmaterials eın plastisches Bıld Jesu DCc- phıe vorzulegen, 1n welcher Weise Juden sıch mML1t den
wıinnen. Flusser LST der Meınung, Jesus habe siıch mehr Evangelıen beschäftigen. Wır haben, das Thema nıcht
N mehr davon überzeugt, celhbst der Ikommende unnötıig auszuwelıten, nıcht Dıchter behandelt, die eben-

talls Bücher über neutestamentliche TIThemen vertaßrt ha-Menschensohn se1In. Er hitte gefühlt, der Erwählte
(sottes. seın Knecht, csein. Gerade dieses Hoheitsgefühl ben Dreı VOo ıhnen sollen hler wenıgstens SCHANNLT WEeIi-
konnte be] ihm dazu führen, sıch ottenbar Ende den Schalom Asch, Max Brod un: Franz Werfel.
gerade INıC dem Menschensohn gleichzusetzen,. Das Buch Die vorurteillsiose Beschäftigung VO Juden MI1t Jesus
des Israelli Flusser zeIgt ohne welteres, daflß 1m a  re zeigt eines nıcht: Daß sıch die Juden aut dem We  e Zu
19658 ıne Selbstverständlichkeit veworden 1St, eın Buch Christentum befinden. Ltwas anderes reilıch Afßt sıch
e1INeSs Juden über Jesus lesen. Als ose Klausner VOr Sdasc Die vegenseltigen Hemmungen zwıschen Chrısten
CLEMWAS mehr Als einer (jeneration seın Buch vorlegte, war un: Juden beginnen schwınden. Der Preıs datür aller-
AAy noch i1ne kleine Sensation un wurde w1ıe wır dıngs W dl csehr hoch, un ıch rauche ıhn ohl hier nıcht
sahen VON Jüdıscher Seite MIt einıger Skepsis un teil- ausdrücklich erwähnen. Chriısten sind bıs 1Ns ark

erschüttert worden un suchen nach ıhren Wurzeln. Dabe!]Y  A  —  o Ablehnung begleıtet. Heute 1STt die Situation
umgekehrt: Jeder Jüdısche Religionshistoriker wird sıch entdecken S1C 1U uch das Judentum. Juden leiben VO

notwendigerweıse INIE dem Neuen Testament beschäfti- der Entdeckung ıhrer oAQhristlichen Mitbürger nıcht unbe-
SCN inussen, die Periode der Spätantike be- rührt, ınd beide gemeinsam suchen in den alten relig1ösen
handeln hat FEın Ausweichen VOL diesem Ihema $indet Quellen, ob Wege oibt, diese Weilrt e1n wenig menschlı-
1s9 NIC mehr Das wırd eiwa bel Sammelbänden cher gestalten, un ob die Menschen AUS den alten
deutlich, wenn katholische, Jüdısche und protestantısche Büchern uUuns SCH haben, u11l 1ın unseIier

Gelehrte miteinander das Verständnis der alten Quel- Exıiıstenz heute ansprechen, dafßi WIr ıhre Botschaftt ın
unseIeLr veränderten, modernen elt miıteiınander VCeLi-len ringen. Eınes der etzten Zeugnisse datür 1STt der

Band »Antıjudaismus 1M Neuen Testament« (1967), wirklichen vermögen.
VOherausgegeben V Dominikanerpater Eckert,

XIX 09 2, 197)Rabbiner Levinson un Vo evangelischen Studen-

11 Probleme der Ahndung nationalsoz1ialistischer
Gevwaltverbrechen
Vortrag von Amtsgerichtsrat Robert agner, Darmstadrt, gehalten 1m Herbst 1969 in
FZürich un Basel.!

Diese Vortragsreisc VOIN Amtsgerichtsrat agner ecıner der Richter Fın Jahr spater, ımm Herbst 1969, begegneten wır U 115 wıeder.
117 Darmstäidter Kriegsverbrecherprozeß SCHECIL Funktionäre des Dr Sagalowitz, der auch heitere, ausgeglichene nd cshalb
‚Sonderkommandos 421« als tür dıe Ermordung der Juden VO'! KIiew ausgleichende Mannn lıtt schwer dem Tod se1INES Bruders, der
heı Babı) Jar Mitverantwortliche wurde durch Dr Benjamın Saga- gerade in Qiesen Tagen ZUr etzten Ruhe wurde, Trotz
[OwLE7, lang)jähriger Leıiter der Pressestelle des Schweizerischen dieser Last e Benjamın Sagalowiıtz nach allen seınen Vorbereitun-
Isracehtischen Gemeindebundes, 1n dıe Wege geleitet un im WESCNLTL- SC tür diese Abende CS sıch ıcht nehmen, mıch ın seinen Züricher

Freundeskreis einzuführen. Vor un während ınNeINESs VortragesLschen organisiert. ‘Jr Sagalowıtz 1St m Junı 19770, elnen Tag nach
seınem 69 Geburtstag eınem Herzschlag erlecgen, Hıerzu cschreibt cschıen wieder der Ite se1in. Er W LT völlıg ertaßt VO' dem

Problem, das UunNns diesem Abend bewegte Darüber vergafß seıinUI1L$ Amitsgerichtsrat Wazner:
„Dr. Benjamın Sagalowitz ebt ıcht mehr Fs 1St ı2um fassen, da{s ceelisches un körperliches Leid Er ahm >IMIC der YAanZecCh Füll  e  e
dieser lebendige, TCHC un nach allen Geistesrichtungen aufge- seINeSs esSENSi Anteıl den Fragen, die ıhm nach 945 Lebensinhalt
schlossene Mannn ıcht me UNnNSs weılt. sehe chn VOTr mMLr un -aufgabe reworden

Schwurgerichtssaal. Wäihrend elnes sıch weıt ber e1n Jahr Mögen seEINE Freunde 1n seinem unbestechlichen, Aufrechten Geist der
streckenden NSG.-Prozesses nternahm (T die weifte Reise, Achtung VOT dem Nächsten und der 1 . 1ebe aller Menschen zueinander

weiterarbeiten.«ARN Kernfragen ZINg. Er tolgte dem Prozeßablaut 4Als Jour-
nalist Ww1C auch Als Hıstoriker. Se1ine Berichterstattung rFalig nach Dem Israelitischen Wochenblatt der Schweiz«® entnehmen wır die
Gerechtigkeıt und Wahrheıit, ıcht nach Vergeltung. Er spüurte und folgenden Daten: > Dr Sagalowitz n£iIstLammı(t: eıner angesehenen

Famlılıe 141015 Wıtebsk, verkörperte beste russisch-jüdische Tradıtionahnte durch c<se1ne zeitgeschichtlichen Studıen WE auch durch das
Veriolgen mancher anderer Prozesse VO' der unermeßlichen 111 Haltung un Kultur. Er war trüh nach Deutschland un ann 1n

dıe Schweiz gekommen, er dıe Schulen un die Unıyersität be-Tragiıik, in dıie viele Menschen 1n der Ara des Nationalsozialısmus
suchte. Nach dem tudıum der Rechte wandte siıch dem politischenverstrickt
Journalısmus Se1ine Vertrauenswürdigkeit führte auch dazu,

SOwI1e 17 Wınter auch 117 Darmstadt.
Anm 11 Red FR.] R (Jg /“ Nr 24) Zürich, 12 19790,
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des Glaubens an den erhöhten Herrn seien. Daß aber 
heute ausgerechnet ein israelischer Jude die Jesus-Biogra-
phie in einer weit verbreiteten Reihe von Bildmono-
graphien schreiben kann, selbst wenn diese nicht in einem 
evangelischen oder katholischen Verlag erscheint, ist schon 
eine erhebliche Wandlung. Und es ist ausgerechnet ein 
Jude, der sich der heute weithin anerkannten formge-
schichtlichen Forschung entgegenstellt, um auf Grund des 
jüdischen Belegmaterials ein plastisches Bild Jesu zu ge-
winnen. Flusser ist der Meinung, Jesus habe sich mehr 
und mehr davon überzeugt, selbst der kommende 
Menschensohn zu sein. Er hätte gefühlt, der Erwählte 
Gottes, sein Knecht, zu sein. Gerade dieses Hoheitsgefühl 
konnte bei ihm dazu führen, sich offenbar am Ende 
gerade mit dem Menschensohn gleichzusetzen. Das Buch 
des Israeli Flusser zeigt ohne weiteres, daß es im Jahre 
1968 eine Selbstverständlichkeit geworden ist, ein Buch 
eines Juden über Jesus zu lesen. Als Josef Klausner vor 
etwas mehr als einer Generation sein Buch vorlegte, war 
das noch eine kleine Sensation und wurde — wie wir 
sahen — von jüdischer Seite mit einiger Skepsis und teil-
weiser Ablehnung begleitet. Heute ist die Situation 
umgekehrt: Jeder jüdische Religionshistoriker wird sich 
notwendigerweise mit dem Neuen Testament beschäfti-
gen müssen, wenn er die Periode der Spätantike zu be-
handeln hat. Ein Ausweichen vor diesem Thema findet 
also nicht mehr statt. Das wird etwa bei Sammelbänden 
deutlich, wenn katholische, jüdische und protestantische 
Gelehrte miteinander um das Verständnis der alten Quel-
len ringen. Eines der letzten Zeugnisse dafür ist der 
Band »Antijudaismus im Neuen Testament« (1967), 
herausgegeben vom Dominikanerpater Eckert, vom 
Rabbiner Levinson und vom evangelischen Studen- 

tenpfarrer Stöhr.`' Die jüdischen Mitarbeiter Flusser, 
Winter, Ehrlich unterscheiden sich in ihren Beiträgen 
nicht von den katholischen und protestantischen Kolle-
gen, nur weil sie Juden sind. Derartige gemeinsame 
Studien kennzeichnen die neue Situation, wie diese seit 
nun etwa zehn Jahren herrscht. 
Wir haben uns hier darauf beschränkt, die Auffassungen 
jüdischer Wissenschaftler zu erwähnen, eine Bibliogra-
phie vorzulegen, in welcher Weise Juden sich mit den 
Evangelien beschäftigen. Wir haben, um das Thema nicht 
unnötig auszuweiten, nicht Dichter behandelt, die eben-
falls Bücher über neutestamentliche Themen verfaßt ha-
ben: Drei von ihnen sollen hier wenigstens genannt wer-
den: Schalom Asch, Max Brod und Franz Wer f el. 
Die vorurteilslose Beschäftigung von Juden mit Jesus 
zeigt eines nicht: Daß sich die Juden auf dem Wege zum 
Christentum befinden. Etwas anderes freilich läßt sich 
sagen: Die gegenseitigen Hemmungen zwischen Christen 
und Juden beginnen zu schwinden. Der Preis dafür aller-
dings war sehr hoch, und ich brauche ihn wohl hier nicht 
ausdrücklich zu erwähnen. Christen sind bis ins Mark 
erschüttert worden und suchen nach ihren Wurzeln. Dabei 
entdecken sie nun auch das Judentum. Juden bleiben von 
der Entdeckung ihrer christlichen Mitbürger nicht unbe-
rührt, und beide gemeinsam suchen in den alten religiösen 
Quellen, ob es Wege gibt, diese Welt ein wenig menschli-
cher zu gestalten, und ob die Menschen aus den alten 
Büchern uns etwas zu sagen haben, uns in unserer 
Existenz heute ansprechen, so daß wir ihre Botschaft in 
unserer veränderten, modernen Welt miteinander zu ver-
wirklichen vermögen. 

s. FR XIX, 69 72, S. 122 f. 

11 Probleme der Ahndung nationalsozialistischer 
Gewaltverbrechen 
Vortrag von Amtsgerichtsrat Robert Wagner, Darmstadt, gehalten im Herbst 1969 in 
Zürich und Basel.' 

Diese Vortragsreise von Amtsgerichtsrat Wagner — einer der Richter 
im Darmstädter Kriegsverbrecherprozeß gegen Funktionäre des 
Sonderkommandos 4a« als für die Ermordung der Juden von Kiew 

bei Babij Jar Mitverantwortliche — wurde durch Dr. Benjamin Saga-
lowitz, langjähriger Leiter der Pressestelle des Schweizerischen 
Israelitischen Gemeindebundes, in die Wege geleitet und im wesent-
lichen organisiert. Dr. Sagalowitz ist im Juni 1970, einen Tag nach 
seinem 69. Geburtstag einem Herzschlag erlegen. Hierzu schreibt 
uns Amtsgerichtsrat Wagner: 
»Dr. Benjamin Sagalowitz lebt nicht mehr. Es ist kaum zu fassen, daß 
dieser so lebendige, rege und nach allen Geistesrichtungen aufge-
schlossene Mann nicht mehr unter uns weilt. Ich sehe ihn vor mir 
im Schwurgerichtssaal. Während eines sich weit über ein Jahr er-
streckenden NSG.-Prozesses unternahm er stets die weite Reise, 
wenn es um Kernfragen ging. Er folgte dem Prozeßablauf als Jour-
nalist wie auch als Historiker. Seine Berichterstattung rang nach 
Gerechtigkeit und Wahrheit, nicht nach Vergeltung. Er spürte und 
ahnte durch seine zeitgeschichtlichen Studien wie auch durch das 
Verfolgen so mancher anderer Prozesse etwas von der unermeßlichen 
Tragik, in die viele Menschen in der Ära des Nationalsozialismus 
verstrickt waren. 

' Sowie im Winter 69/70 auch in Darmstadt. 
[Anm 1-10 d. Red. d. FR.] 

Ein Jahr später, im Herbst 1969, begegneten wir uns wieder. 
Dr. Sagalowitz. der sonst auch so heitere, ausgeglichene und deshalb 
ausgleichende Mann litt schwer unter dem Tod seines Bruders, der 
gerade in diesen Tagen zur letzten Ruhe getragen wurde. Trotz 
dieser Last ließ Benjamin Sagalowitz nach allen seinen Vorbereitun-
gen für diese Abende es sich nicht nehmen, mich in seinen Züricher 
Freundeskreis einzuführen. Vor und während meines Vortrages 
schien er wieder der Alte zu sein. Er war völlig erfaßt von dem 
Problem, das uns an diesem Abend bewegte. Darüber vergaß er sein 
seelisches und körperliches Leid. Er nahm >mit der ganzen Fülle 
seines Wesens< Anteil an den Fragen, die ihm nach 1945 Lebensinhalt 
und -aufgabc geworden waren. 
Mögen seine Freunde in seinem unbestechlichen, aufrechten Geist der 
Achtung vor dem Nächsten und der Liebe aller Menschen zueinander 
weiterarbeiten.« 
Dem »Israelitischen Wochenblatt der Schweiz« 2  entnehmen wir die 
folgenden Daten: »Dr. Sagalowitz entstammte einer angesehenen 
Familie aus Witebsk, er verkörperte beste russisch-jüdische Tradition 
in Haltung und Kultur. Er war früh nach Deutschland und dann in 
die Schweiz gekommen, wo er die Schulen und die Universität be-
suchte. Nach dem Studium der Rechte wandte er sich dem politischen 
Journalismus zu ... Seine Vertrauenswürdigkeit führte auch dazu, 

2  (Jg. 70 Nr. 24). Zürich, 12. 6. 1970, S. 7 ff. 
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Jal währen«d des Kricges eine eutsche Persoönlichkeit verade ıhm und dieses on seiNnem DPosten AUS Als kämpferischer Mensch LE-
die Intormationen ber dıe BCeNAUCH Vernichtungspläne tür Al Juden vestaltete “ mMOgC das dankbare Gedenken iıhn im Zusammen-
ZU  } Weitergabe A diıe Allııerten übergab®, PiNne Aufgabe, die für H hang des Vortrages dieser Stelle Im stehen. Auch mir sınd meılne
SIN Gewissensentscheidung ertorderte. Lr mufßte, dıe Weiter- wenigen persönlıchen Begegnungen MI1 iıhm unvergelslich. begeg-
leitung Roosevelt sıcherzustellen, eıner amerıkanıschen Stelle necic ıhm erstmals anlißl;ıch einer Fahrrt nach Zürich, „Als ıch Antang
Jer chweız seine Quelle angeben, die CT atıdererseits nıcht hne Notrt der fünfzıger Jahre Dr. Baeck He ceiınem seiner Besuche Ort auf-
refihrden waollte. Seine Zuverlässigkeit SCETZLIE annn 2uch nach dem suchte: damals, Als r11:.112 AUS$S Deutschland kommend och Hılte brauchte,
ArICcHe Drotessor d?l Ludwig in dıe Lage, sıch hei der Ausarbeitung holte Dr Sayalowitz mi:ch V O Bahnhot 1 b und tührte miıich 1 sein
des V O; Bundesrat ın Auftrag gegebenen Berichtes ber die Flücht- Buro des Israelit:schen Gemeindebundes.
imgspolitik autf IOr Sagalowitz Als unentbehrlichen Helter und auf Die den Vortrag einilüuhrenden Worte VO' Protessor Dr Bader,
das Y dıiesem UsammMelHNSCLTAHCNC Materijal Als wesentlıche Grund- »daß aller Schwierigkeiten der Wahrheitsfindung versucht WT -=-
lage Z stutzen. Das VO ıhm autgebaute zeitgeschichtliche Archiv
hleihr auch weiıterhin V Ul hohem un

den MuUSSe, Azie Zeit der Völkervernichtung gerade aud1 au} dem Wegeerhaltungswürdigem über die Strafverfolgung mNC beiexchten«, sınd zugleıch bezeichnend
Wert . Sß Für Ur Sagalowitz ‚elbst und Hür den Kampf tür die Gerechtigkeit,m Sınne V} Dr Sagalowitz, „der Zeitgeschehen teiılnahm der u iImmer dienen Hereit Zar. Gertrud Zuckner

Herr Präsıdent, könnte. Deshalh bıtte ıch Ihr Verständnis dafür, da
meılne cehr verehrten Damen un Herren! ıch mich heute auft die Beantwortung einzelner, MIır be-
Ich habe die Ehre, hiıer heute über eın IThema sprechen sonders dringlich erscheinender Fragen beschränke. Diese

sollen hoffe ıch Ihnen einen FEinblick in diesedürfen, das weder ın der Bundesrepublik noch 1n anderen schwierige aterie veben. Vielleicht dient meın ReferatLändern csehr populär Ist. In Deutschland eshalb nı  cht,
weıl mMeılst ein dumpfes Unbehagen herrscht, wenn

aber auch E, Ihrer Anregung, die Probleme spater weıter
In dıe Tiefe verfolgen. Möglıcherweise ergıibt siıchdıe Judenfrage ceht. Selbsr dort,; Iinan sich innerlich aber aAuch schon hıer 1ne Dıiskussion, die dıe Basıs datürecht VO der Vergangenheit abgewendet hat, werden oft

alte Vorurteile wıeder hervorgeholt. SO sucht iNnan das bieten könnte, welıtere VO  n mır nıcht behandelte Fragen
anklıngen lassen. Dies ol! 11 ersier Linıe für die reıineigene chlechte (GGew1ssen beschwichtigen.

In den Vomn Deutschland zwıschen 1939 un 1945 besetz- rechtlichen Probleme gelten. 1E sınd vielgestaltig, da{ß
zuch LUr ine einzıge Frrage davon hıer nıcht annähernd

ten Ländern, in England, in den USA, SOW1e€e ın dem 2usreichend erortert werden kann Lassen S1e mıch des-neutralen Ausland, estand ın der Offtentlichkeit WAar halb MmMIt dem Wort eines deutschen Rıchters beginnen,viele Jahre der driıngende Wunsch nach Vergeltung, nämlıch des Chef-Präsidenten des (OLG Stuttgart, dermanchmal 1uch nach Rache Je länger WIr Un allerdings einma! SESASLT hat
V OHN Ende des Zweıten Weltkrieges entfernen, desto mehr

»  1€e€ wirklich wıchtigen Fragen, dıe uUunSs die Kr1-VeTrSsStL  en diese Stimmen, vew1(ß „uch deshalb, weıl
Inan ErTINEeULE dem ehrlichen Wıllen der Deutschen minalıtit tellt, sınd keine Rechtsfragen. Leider WOI -

den LE el uns überwiegend Juristisch behandelt.«zweiteln begann, daß SiE innerhalh ıhrer rTrenzen für
ıne Reinigung SUOTSeCnN bereıt se1en. Man wırft uUunNnserer Unter dieses Leitwort habe ich meınen Vortrag gesteilt.
Gesellschaft ın Deutschland VOTr, S1€ E1 nıcht ın der Lage, Halten wır zunächst eiınmal fest, dafß sıch bei der Ver-
hre cıgene Vergangenheit selbständig bewältigen. Von folgung der NSG.-Verbrechen nıcht SOgENANNTE » Po-
dieser unsagbar schweren Bürde das Lonzediert UMNSs lıtische Justiz« oder » Polıtische Strafprozesse« han-
Deutschen heute der unbefangene Beobachter AU$S dem delt Denn INn den NSG.-Prozessen werden das Stgb., die
Ausland und ıhrer Auseinandersetzung MIiıt ıhr 111 ıch Strafprozeßordnung un hre Nebengesetze nıcht p-

lıtıschen Zwecken, 7 wecken der Festigung oderIhnen sprechen.
Prohleme der Aburteijlung nationalsozialistischer (Je- Neuschaffung VO  3 Machtpositionen der polıtischen
waltverbrechen! Eine Fülle VO  a Fragen ergibt sıch 4A5 Standorten benutzt. Es geht in den NSG.-Prozessen nıiıcht
diesem Thema Politische Vorfragen unermeßlich darum, da{ß »Sieger« dıe »Besiegten« SsCHh ihrer polıti-
schweres menschliches Leıid un: Schicksal,; fnan könnte ZuL schen Handlungen ZUT Verantwortung ziehen. Es geht
und SCIN damıt 111e Vortragsreihe ausfüllen, ohne dafß vielmehr die Ahndung VO  a Taten, die ın jeder
INa damıt den Anspruch auf Vollständigkeıit erheben Rechtsordnung, die diesen Namen verdient, Verbrechen

heiıt her die Durchtührung der hereits begonnenen Judenver-
Dazu veröfßffentlichte A ıe üdische Rundschau »Maccabi« 29/26), nıchtungen erfahren. Er tühle sıch verpflichtet, 1es der Welr

Basel, 26 1970, den folgenden Brief die Redaktion: bekanntzugeben, Sagalowitz möge ber seınen Namen geheim-
Lieber Herr Blum! halten. Dieser informierte sofort Dr Gerhard Rıegner, den Ver-

TIefer des World Jewish Congress iın enf Rıegner, BerlinerZu dem würdıgen un schönen Nachrut anla(ßlich des Todes
meınes Freundes Benjamın Sagalowitz dart ıch och folgendes Anwaltsschn un celbsrt Jurist, begann OTrt MIt energischen
zufügen: Schritten dıe Welr alarmieren. Mır Hılfe britischer und AarINCc-

rikanıscher Diplomaten wurde die Schreckensnachricht denBenjamın Sagalowitz hat sıch grofße Verdienste 1Im Laufe der damalıgen Präsidenten des Jüdischen Weltkongresses, StephanNürnberger Prozesse erworben. e1in sachverständiger Rat hat
In vielien Fillen den Nachwe1s ermöglicht, dafß dıe Lügen der Wiıse, nach New ork weıtergegeben. urch ıhn ertuhr schließ-

ıch der Präsident Roosevelt VOoO  3 den Massenmorden. LeiderAngeklagten, 1E härtten Von dem Holocaust nıchts gewußt, ent- verhielten sich bestimmte Kreıse 1 State Department cehrlarvt werden konnten.
In der Geschichte des Holocaust wırd sSe1ın Name nıemals VOI- zögernd und haben dadurch, WwIe ZUSs der Literatur Dekannt,

1e] Schuld auf siıch veladen. Zur gleichen Zeıt wurde Wınston
ZEeSSCHN werden: War doch, der he) der Übermittlung dey Churchill intormier un auch der Vatiıkan.
ersien authentischen Nachrichten ber die Durchführung der
»Endlösung« L7 Sommer 1947 PCINne entscheidende Raolle spielte. Der Name des deutschen Industriellen wurde, WI1E mMIr Daga-
Lın deutscher Industrieller, der M IT höchsten militärıischen lowit7 och VT se1nem ode erzählte, 1n einem gyeschlossenen

Briet hinterlegt. Jahrelang War Sagalowitz bescheiden,reisen 1n Verbindung stand, War L Sommer 1947) seinem
ber diese historische Rolle berichten. Erst in den etztenlangjährigen Familienbekannten Benjamın Sagalowitz nach

Zürich vefahren, ceın (Jewissen erleichtern. Dıeser In- ahren hatte mır darüber Einzelheiten erzählt. Eınen el
urt (GJ r0ssmMmann ın seiınem Buch »Emigration« W 1e-dustrıelle, dessen Name DIS heute unbekannt 1ISt Sagalowitz

hat das Geheimnis MMLTt 1Ns rab erklärte, habe dergegeben ja 275 Vgl XXI, 127 f
UO:  > authentischen und zuständıgen Stellen die amtlıche Gewifß- Robert M Kempner

daß während des Krieges eine deutsche Persönlichkeit gerade ihm 
die Informationen über die genauen Vernichtungspläne für die Juden 
zur Weitergabe an die Alliierten übergab 3, eine Aufgabe, die für ihn 
eine Gewissensentscheidung erforderte. Er mußte, um die Weiter-
leitung an Roosevelt sicherzustellen, einer amerikanischen Stelle 
der Schweiz seine Quelle angeben, die er andererseits nicht ohne Not 
gefährden wollte. Seine Zuverlässigkeit setzte dann auch nach dem 
Kriege Professor Carl Ludwig in die Lage, sich bei der Ausarbeitung 
des vom Bundesrat in Auftrag gegebenen Berichtes über die Flücht-
lingspolitik auf Dr. Sagalowitz als unentbehrlichen Helfer und auf 
das von diesem zusammengetragene Material als wesentliche Grund-
lage zu stützen. Das von ihm aufgebaute zeitgeschichtliche Archiv 
bleibt auch weiterhin von hohem und erhaltungswürdigem 
Wert ...« 2  

Im Sinne von Dr. Sagalowitz, »der ... am Zeitgeschehen teilnahm 

Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich habe die Ehre, hier heute über ein Thema sprechen zu 
dürfen, das weder in der Bundesrepublik noch in anderen 
Ländern sehr populär ist. In Deutschland deshalb nicht, 
weil meist ein dumpfes Unbehagen herrscht, wenn es um 
die Judenfrage geht. Selbst dort, wo man sich innerlich 
echt von der Vergangenheit abgewendet hat, werden oft 
alte Vorurteile wieder hervorgeholt. So sucht man das 
eigene schlechte Gewissen zu beschwichtigen. 
In den von Deutschland zwischen 1939 und 1945 besetz-
ten Ländern, in England, in den USA, sowie in dem 
neutralen Ausland, bestand in der Öffentlichkeit zwar 
viele Jahre der dringende Wunsch nach Vergeltung, 
manchmal auch nach Rache. Je länger wir uns allerdings 
vom Ende des Zweiten Weltkrieges entfernen, desto mehr 
verstummen diese Stimmen, gewiß auch deshalb, weil 
man erneut an dem ehrlichen Willen der Deutschen zu 
zweifeln begann, daß sie innerhalb ihrer Grenzen für 
eine Reinigung zu sorgen bereit seien. Man wirft unserer 
Gesellschaft in Deutschland vor, sie sei nicht in der Lage, 
ihre eigene Vergangenheit selbständig zu bewältigen. Von 
dieser unsagbar schweren Bürde — das konzediert uns 
Deutschen heute der unbefangene Beobachter aus dem 
Ausland — und ihrer Auseinandersetzung mit ihr will ich 
zu Ihnen sprechen. 
Probleme der Aburteilung nationalsozialistischer Ge-
waltverbrechen! Eine Fülle von Fragen ergibt sich aus 
diesem Thema. Politische Vorfragen — unermeßlich 
schweres menschliches Leid und Schicksal, man könnte gut 
und gern damit eine Vortragsreihe ausfüllen, ohne daß 
man damit den Anspruch auf Vollständigkeit erheben 

Dazu veröffentlichte die Jüdische Rundschau »Maccabi« (29/26), 
Basel, 26. 6. 1970, den folgenden Brief an die Redaktion: 

Lieber Herr Blum! 
Zu dem würdigen und schönen Nachruf anläßlich des Todes 
meines Freundes Benjamin Sagalowitz darf ich noch folgendes 
zufügen: 
Benjamin Sagalowitz hat sich große Verdienste im Laufe der 
Nürnberger Prozesse erworben. Sein sachverständiger Rat hat 
in vielen Fällen den Nachweis ermöglicht, daß die Lügen der 
Angeklagten, sie hätten von dem Holocaust nichts gewußt, ent-
larvt werden konnten. 
In der Geschichte des Holocaust wird sein Name niemals ver-
gessen werden: War er es doch, der bei der Übermittlung der 
ersten authentischen Nachrichten über die Durchführung der 
»Endlösung« im Sommer 1942 eine entscheidende Rolle spielte. 
Ein deutscher Industrieller, der mit höchsten militärischen 
Kreisen in Verbindung stand, war im Sommer 1942 zu seinem 
langjährigen Familienbekannten Benjamin Sagalowitz nach 
Zürich gefahren, um sein Gewissen zu erleichtern. Dieser In-
dustrielle, dessen Name bis heute unbekannt ist — Sagalowitz 
hat das Geheimnis mit ins Grab genommen —, erklärte, er habe 
von authentischen und zuständigen Stellen die amtliche Gewiß- 

und dieses von seinem Posten aus als kämpferischer Mensch not-
gestaltete ...« 2 , möge das dankbare Gedenken an ihn im Zusammen-
hang des Vortrages an dieser Stelle im FR stehen. Auch mir sind meine 
wenigen persönlichen Begegnungen mit ihm unvergeßlich. Ich begeg-
nete ihm erstmals anläßlich einer Fahrt nach Zürich, als ich Anfang 
der fünfziger Jahre Dr. Baeck bei einem seiner Besuche dort auf-
suchte; damals, als man aus Deutschland kommend noch Hilfe brauchte, 
so holte Dr. Sagalowitz mich vom Bahnhof ab und führte mich in sein 
Büro des Israelitischen Gemeindebundes. 
Die den Vortrag einführenden Worte von Professor Dr. K. S. Bader, 
»daß trotz aller Schwierigkeiten der Wahrheitsfindung versucht wer-
den müsse, die Zeit der Völkervernichtung gerade auch auf dem Wege 
über die Strafverfolgung neu zu beleuchten«, sind zugleich bezeichnend 
für Dr. Sagalowitz selbst und für den Kampf für die Gerechtigkeit, 
der er immer zu dienen bereit war. Gertrud Luckner 

könnte. Deshalb bitte ich um Ihr Verständnis dafür, daß 
ich mich heute auf die Beantwortung einzelner, mir be-
sonders dringlich erscheinender Fragen beschränke. Diese 
sollen — so hoffe ich — Ihnen einen Einblick in diese 
schwierige Materie geben. Vielleicht dient mein Referat 
aber auch zu Ihrer Anregung, die Probleme später weiter 
in die Tiefe zu verfolgen. Möglicherweise ergibt sich 
aber auch schon hier eine Diskussion, die die Basis dafür 
bieten könnte, weitere von mir nicht behandelte Fragen 
anklingen zu lassen. Dies soll in erster Linie für die rein 
rechtlichen Probleme gelten. Sie sind so vielgestaltig, daß 
auch nur eine einzige Frage davon hier nicht annähernd 
ausreichend erörtert werden kann. Lassen Sie mich des-
halb mit dem Wort eines deutschen Richters beginnen, 
nämlich des Chef-Präsidenten des OLG Stuttgart, der 
einmal gesagt hat: 

»Die wirklich wichtigen Fragen, die uns die Kri-
minalität stellt, sind keine Rechtsfragen. Leider wer-
den sie bei uns überwiegend juristisch behandelt.« 

Unter dieses Leitwort habe ich meinen Vortrag gestellt. 
Halten wir zunächst einmal fest, daß es sich bei der Ver-
folgung der NSG.-Verbrechen nicht um sogenannte »Po-
litische Justiz« oder um »Politische Strafprozesse« han-
delt. Denn in den NSG.-Prozessen werden das Stgb., die 
Strafprozeßordnung und ihre Nebengesetze nicht zu po-
litischen Zwecken, d. h. zu Zwecken der Festigung oder 
Neuschaffung von Machtpositionen oder politischen 
Standorten benutzt. Es geht in den NSG.-Prozessen nicht 
darum, daß »Sieger« die »Besiegten« wegen ihrer politi-
schen Handlungen zur Verantwortung ziehen. Es geht 
vielmehr um die Ahndung von Taten, die in jeder 
Rechtsordnung, die diesen Namen verdient, Verbrechen 

heit über die Durchführung der bereits begonnenen Judenver-
nichtungen erfahren. Er fühle sich verpflichtet, dies der Welt 
bekanntzugeben. Sagalowitz möge aber seinen Namen geheim-
halten. Dieser informierte sofort Dr. Gerhard Riegner, den Ver-
treter des World Jewish Congress in Genf. Riegner, Berliner 
Anwaltssohn und selbst Jurist, begann sofort mit energischen 
Schritten die Welt zu alarmieren. Mit Hilfe britischer und ame-
rikanischer Diplomaten wurde die Schreckensnachricht an den 
damaligen Präsidenten des Jüdischen Weltkongresses, Stephan 
Wise, nach New York weitergegeben. Durch ihn erfuhr schließ-
lich der Präsident D. Roosevelt von den Massenmorden. Leider 
verhielten sich bestimmte Kreise im State Department sehr 
zögernd und haben dadurch, wie aus der Literatur bekannt, 
viel Schuld auf sich geladen. Zur gleichen Zeit wurde Winston 
Churchill informiert und auch der Vatikan. 
Der Name des deutschen Industriellen wurde, wie mir B. Saga-
lowitz noch vor seinem Tode erzählte, in einem geschlossenen 
Brief hinterlegt. Jahrelang war Sagalowitz zu bescheiden, um 
über diese historische Rolle zu berichten. Erst in den letzten 
Jahren hatte er mir darüber Einzelheiten erzählt. Einen Teil 
hat Kurt Grossmann in seinem neuen Buch »Emigration« wie-
dergegeben [a. a. O. S. 275 f. — Vgl. FR XXI, S. 122 f.]. 

Robert M. W. Kempner 
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und eshalb stratbar sind: nämlich die Ahn- hier Berufts- un Latienrichter VO BAaNzZen Volk MI1t
terstutzt werden. Tut das olk das? Hılftr das eutschedung v on Tötungen VO  . Menschen 1n der borm VO  -

ord oder Totschlag, bzw der Beihilte hıerzu. Dıie olk seınen Richtern? Und Wer ist das eutsche Volk? Die
211 und 712 des deutschen Strafgesetzbuches, dıe ord Bevölkerung der Bundesrepublik, oder gehören dazu

auch die Einwohner der JIIR? der vielleicht auch die-oder Totschlag Strafe stellen, rohten auch 1n der
NS-Zeıt, SENAaUSO w1e vorher un: nachher, Höchststrafen jenıgen des selbständıgen Öösterreichischen Staates? LEs 1St

Und gab 1ın der NS-Zeıt auch keine Pflicht zZzu ıne unwiderlegbare Tatsache, da{ß der Deutsche Bundes-
blinden Gehorsam weder für eınen eamten noch tür Cap seıt vielen Jahren In jeder Weıse bemuht LSt, den
eınen Soldaten. verbot des Deutschen Beamten- geistigen Schutt, dıie tummer der VeErSAaANSCHNECNH unseligen
SESCIZES VOo 1937 dem Beamten, ine Anordnung s<eınes und onadenlosen Epoche, die mMI1t den Gewaltverbrechen
Vorgesetzten befolgen, deren Ausführung ftür iıhn C1- der Natıonalsozialisten zusammenhängen, beseitigen.
ennbar den Strafgesetzen zuwıiderliet. S 47 des Mılıtiär- Das hat der Bundestag nıchrt TST M1ıt dem (Gesetz VO

Strafgesetzbuches VO 1940 machte W AL grundsätzlich 1965, IN dem die Verfolgung VO  3 1m a  re 1965
den befehlenden Vorgesetzten alleın verantwortlich, noch unbekannten NSCG.-Verbrechen über das Jahr 965
WENTN durch die Ausführung eınes Befehls eın Strafgesetz hınaus ermöglıcht wurde, bewiesen, sondern der Bundes-
verletzt wurde, erklirte aber den ygehorchenden Unterge- LA9 hat auch Jüngst gezeıgt, da{fß gewillt 1St, dıese
benen Zzu stratbharen Teilnehmer, WEn ıhm ekannt Hypothek abzutragen, ındem die Strafverfolgungsfrist
Wwar, dafß der Betehl ıne Handlung betraf, die eın allge- beı Tötungsdelıkten VOoO  a auf Jahre verlängert hat.1
meılınes Verbrechen z. B ord oder Totschlag be- Wenn ıch SdDC, das hat der Deutsche Bundestag geETLAN,
zweckte. habe ıch diese Formulierung Sanz bewufst gewählt. Denn

un sind Abgeordnete aller Fraktionen derDaraus folgt, da{( die Taten, MT denen wır uns ıIn den
NSG.-Prozessen beschäftigen, verfolgt un: Um- » Drei« 1im Bundestag Ve  en Parteı:en, die VOT aller
standen bestraft werden mussen wıe 1n jedem normalen \Welt ekannt haben »Pater, PeCCaYVl,« 1a auch mıch

diese Schuld abtragen. dart Ihnen hıer NUur die Na-Strafprozelß nach dem Ma{fß der iındividuellen Schuld
Selbst der NS-Staat und se1ın Regıme konnten Iso nıcht IMen Dr. Ewald Bucher (FDP), Dr. Max Güde un:

Dr Bendad DU), Fritz Erler un Gerhard Jahnbestimmen, daß ord oleich Recht 1St Die Verfahren
ennen Hiermıit haben Sie AaUSs der Breıte des (;esamt-mithiın, die sıch MmM1t Massenvernichtungsaktionen befassen,

Euthanasıeverfahren, Stratverfahren Ange- bundesvolkes ıne kleine Auslese derjeniıgen Volksvertre-
tCT, die uUu1N> Riıichtern die fast schwere Bürde erleichtert,hörıge VO Vernichtungslagern sınd Iso reine Kriımi-
dıe aber auch dem früheren teindlichen un dem eutra-nalprozesse, Von anderen Mordprozessen unterschei-

den S1e sıch eiınma|l durch den Umfang der stratha- len Ausland MIit aller Deutlichkeit zeıgen, WIr sınd miıtten
drın In dieser geistigen un: sittlichen Erneuerung, denn

PNMN Taten, ZU anderen dadurch, dafß diese 'Taten VO  a

den Schsten etaatlıchen Würdenträgern vewünscht, teil- IST durch Sie sind WI1r 1n der Lage, VOT die \Weit trtreten

weıse 107  a befohlen N, Alle Massenvernichtungsak- und erklären, jetzt 1St der Schlufsstrich die Ver-
brechen der Natıonalsozialısten BEZOSCN., I)as heifßit also,t1onen ım Zweiıten Weltkrieg sSOwelt MIr bekannt

wurden wehrlosen, oft arglosen Opfern begangen, die da{fß dıe Justız heute InsOweıt Vo Parlament un Regıie-
den Tätern In aller Regel völlig ausgeliefert 11,. 7Zwar [[Un beı der Strafverfolgung VO  3 NSG.-Verbrechen welt-

gehend unterstutzt und wırd. ])Das gerade hıererfolgten dıese Tötungen meılst 1m Krieg, aber dennoch
völlig In seınem Schatten, namlich nıcht 1m Rahmen VYO  M N, 1St mM1r eın besonderes Bedürtfnis.

Anders, betrüblicher csehe iıch dıe Dınge allerdıngs in wel-Kampfhandlungen, sondern ın der Regel weit hınter der
LcCH reisen UNSCICI Bevölkerung hegen. Die stratfrechtlı-Front, dort teilweise, tast möchte INa schon 1M

Schutze der Genter Konventılion, Ziyılverwaltungen e1N- che Ahndung der NSG -Verbrechen 1St ın der allgemeinen
Offentlichkeit nıcht populär, S1Ee 1S% kaum jemals M1t be-ZESCLZT 1l, deren vornehmste Aufgabe W, sıch für
sonderem Nachdruck erhoben worden, Ja, wiıird ihrLeben und Eıgentum der Bewohner besetzter Gebiete

einzusetzen. Dıe Mafßnahmen dıe »potentiellen manchmal mi1t echtem un leidenschattlıchem Widerstre-
ben begegnet. Der schon eiınmal Zzitlerte rühere Bundes-(Gegner« haben mıt dem Kriegsgeschehen nichts FTun.
justizmınıster Dr. Bucher hat dazu 1m Bundestag g-Sie erfolgten Ausnutzung des Krieges hınter der

Front und 3C unbewaffnete Zivailısten. Hıer rtrieb Nan zufßert:
ıne Vielzahl dieser Menschen In den gewaltsamen Tod, » Wır wıssen, dafß bedauerlicherweise ın weıten
ohne da{fß sich auch NUu einer davon strafrechrtlich oder Kreisen ine Stimmung 2 1bt, die daraut hinausläuft,

YVYO NSG.-Prozesse nıchts hören, nıchts sehenauch kriegsrechtlich des geringsten Vergehens schuldig nE-
macht hätte. un: nıchst davon wI1ssen. Dıiese eiınen

Strich darunter<«-Propaganda halten WIr keineswegsUnd doch sind diese Kriminalprozesse nıcht Schwurge- für riıchtig.«richtsverfahren, w1e WI1r S1e üblicherweise bel Kapıtalver-
rechen erleben. Sie sınd VO  - besonderer Art, weil VO  - AIl dıes 1St einerseits sich 1n Ööchstem aße erstaun-
ihnen ıne politısche Wırkung 1m Inland w1e auch 1mM ich Denn gerade 1m Zeıitalter der Massenkommunika-
Ausland ausgeht; »Im Namen des Volkes«‚ m1t diesen t10N nımmt sıch cdıe Öffentliche Meınung der Mordtfälie 1n
Worten wırd 1n der Bundesrepublık jede Urteilsverkün- aller Regel Mıt großer Anteilnahme, otft mM1t starker LErre-
dung eingeleıtet. Gerade bei den Prozessen Ange- Sung und ordert meist ohne 1n der Lage Se1IN,
klagte 1n NSG.-Prozessen collte diese Formel nıcht ”nur ZUr Frage der Schuld Sachkundiges CN dıe
ine das Urteil einleitende Redewendung SeıNn. ehr als STIrENSC Bestrafung der Täter, selbst WwWwenn infolge VOI -

(0)]98 sollten Geschworene un: Rıchter sıch ın dıesen Ver- spateter Aufklärung dıe 'Tat schon Jahre zurückliegt. Wır
tahren bewußt se1n, daß S1e, stellvertretend und MT alle wi1ssen, Aafß iım Anschluß besonders scheufiliche
einem Mandat ihres Volkes auUsSpESTALTIELT, ıne ungeheure
Verantwortung trasen., Deshalb mussen ber uch gerade XALI 75 [Anm Red FR.]

waren und deshalb strafbar sind; nämlich um die Ahn-
dung von Tötungen von Menschen in der Form von 
Mord oder Totschlag, bzw. der Beihilfe hierzu. Die 
§§ 211 und 212 des deutschen Strafgesetzbuches, die Mord 
oder Totschlag unter Strafe stellen, drohten auch in der 
NS-Zeit, genauso wie vorher und nachher, Höchststrafen 
an. Und es gab in der NS-Zeit auch keine Pflicht zum 
blinden Gehorsam weder für einen Beamten noch für 
einen Soldaten. Z. B. verbot § 7 des Deutschen Beamten-
gesetzes von 1937 dem Beamten, eine Anordnung seines 
Vorgesetzten zu befolgen, deren Ausführung für ihn er-
kennbar den Strafgesetzen zuwiderlief. § 47 des Militär-
Strafgesetzbuches von 1940 machte zwar grundsätzlich 
den befehlenden Vorgesetzten allein verantwortlich, 
wenn durch die Ausführung eines Befehls ein Strafgesetz 
verletzt wurde, erklärte aber den gehorchenden Unterge-
benen zum strafbaren Teilnehmer, wenn ihm bekannt 
war, daß der Befehl eine Handlung betraf, die ein allge-
meines Verbrechen — z. B. Mord oder Totschlag — be-
zweckte. 

Daraus folgt, daß die Taten, mit denen wir uns in den 
NSG.-Prozessen beschäftigen, verfolgt und unter Um-
ständen bestraft werden müssen wie in jedem normalen 
Strafprozeß nach dem Maß der individuellen Schuld. 
Selbst der NS-Staat und sein Regime konnten also nicht 
bestimmen, daß Mord gleich Recht ist. Die Verfahren 
mithin, die sich mit Massenvernichtungsaktionen befassen, 
d. h. Euthanasieverfahren, Strafverfahren gegen Ange-
hörige von Vernichtungslagern sind also reine Krimi-
nalprozesse. Von anderen Mordprozessen unterschei-
den sie sich einmal durch den Umfang der strafba-
ren Taten, zum anderen dadurch, daß diese Taten von 
den höchsten staatlichen Würdenträgern gewünscht, teil-
weise sogar befohlen waren. Alle Massenvernichtungsak-
tionen im Zweiten Weltkrieg — soweit mir bekannt — 
wurden an wehrlosen, oft arglosen Opfern begangen, die 
den Tätern in aller Regel völlig ausgeliefert waren. Zwar 
erfolgten diese Tötungen meist im Krieg, aber dennoch 
völlig in seinem Schatten, nämlich nicht im Rahmen von 
Kampfhandlungen, sondern in der Regel weit hinter der 
Front, dort wo teilweise, fast möchte man sagen schon im 
Schutze der Genfer Konvention, Zivilverwaltungen ein-
gesetzt waren, deren vornehmste Aufgabe es war, sich für 
Leben und Eigentum der Bewohner besetzter Gebiete 
einzusetzen. Die Maßnahmen gegen die »potentiellen 
Gegner« haben mit dem Kriegsgeschehen nichts zu tun. 
Sie erfolgten unter Ausnutzung des Krieges hinter der 
Front und gegen unbewaffnete Zivilisten. Hier trieb man 
eine Vielzahl dieser Menschen in den gewaltsamen Tod, 
ohne daß sich auch nur einer davon strafrechtlich oder 
auch kriegsrechtlich des geringsten Vergehens schuldig ge-
macht hätte. 

Und doch sind diese Kriminalprozesse nicht Schwurge-
richtsverfahren, wie wir sie üblicherweise bei Kapitalver-
brechen erleben. Sie sind von besonderer Art, weil von 
ihnen eine politische Wirkung im Inland — wie auch im 
Ausland — ausgeht; »Im Namen des Volkes«, mit diesen 
Worten wird in der Bundesrepublik jede Urteilsverkün-
dung eingeleitet. Gerade bei den Prozessen gegen Ange-
klagte in NSG.-Prozessen sollte diese Formel nicht nur 
eine das Urteil einleitende Redewendung sein. Mehr als 
sonst sollten Geschworene und Richter sich in diesen Ver-
fahren bewußt sein, daß sie, stellvertretend und mit 
einem Mandat ihres Volkes ausgestattet, eine ungeheure 
Verantwortung tragen. Deshalb müssen aber auch gerade 

hier Berufs- und Laienrichter vom ganzen Volk mit un-
terstützt werden. Tut das Volk das? Hilft das deutsche 
Volk seinen Richtern? Und wer ist das deutsche Volk? Die 
Bevölkerung der Bundesrepublik, oder gehören dazu 
auch die Einwohner der DDR? Oder vielleicht auch die-
jenigen des selbständigen österreichischen Staates? Es ist 
eine unwiderlegbare Tatsache, daß der Deutsche Bundes-
tag seit vielen Jahren in jeder Weise bemüht ist, den 
geistigen Schutt, die Trümmer der vergangenen unseligen 
und gnadenlosen Epoche, die mit den Gewaltverbrechen 
der Nationalsozialisten zusammenhängen, zu beseitigen. 
Das hat der Bundestag nicht erst mit dem Gesetz vom 
13. 4. 1965, mit dem die Verfolgung von im Jahre 1965 
noch unbekannten NSG.-Verbrechen über das Jahr 1965 
hinaus ermöglicht wurde, bewiesen, sondern der Bundes-
tag hat auch jüngst gezeigt, daß er gewillt ist, diese 
Hypothek abzutragen, indem er die Strafverfolgungsfrist 
bei Tötungsdelikten von 20 auf 30 Jahre verlängert hat. 4 

 Wenn ich sage, das hat der Deutsche Bundestag getan, so 
habe ich diese Formulierung ganz bewußt gewählt. Denn 
es waren und sind Abgeordnete aller Fraktionen der 
»Drei« im Bundestag vertretenen Parteien, die vor aller 
Welt bekannt haben: »Pater, peccavi,« laß auch mich 
diese Schuld abtragen. Ich darf Ihnen hier nur die Na-
men Dr. Ewald Bucher (FDP), Dr. Max Güde und 
Dr. Benda (CDU), Fritz Erler und Gerhard Jahn (SPD) 
nennen. Hiermit haben Sie aus der Breite des Gesamt-
bundesvolkes eine kleine Auslese derjenigen Volksvertre-
ter, die uns Richtern die fast zu schwere Bürde erleichtert, 
die aber auch dem früheren feindlichen und dem neutra-
len Ausland mit aller Deutlichkeit zeigen, wir sind mitten 
drin in dieser geistigen und sittlichen Erneuerung, denn 
erst durch sie sind wir in der Lage, vor die Welt zu treten 
und zu erklären, jetzt ist der Schlußstrich unter die Ver-
brechen der Nationalsozialisten gezogen. Das heißt also, 
daß die Justiz heute insoweit von Parlament und Regie-
rung bei der Strafverfolgung von NSG.-Verbrechen weit-
gehend unterstützt und getragen wird. Das gerade hier 
zu sagen, ist mir ein besonderes Bedürfnis. 
Anders, betrüblicher sehe ich die Dinge allerdings in wei-
ten Kreisen unserer Bevölkerung liegen. Die strafrechtli-
che Ahndung der NSG.-Verbrechen ist in der allgemeinen 
Öffentlichkeit nicht populär, sie ist kaum jemals mit be-
sonderem Nachdruck erhoben worden, ja, es wird ihr 
manchmal mit echtem und leidenschaftlichem Widerstre-
ben begegnet. Der schon einmal zitierte frühere Bundes-
justizminister Dr. Bucher hat dazu im Bundestag ge-
äußert: 

»Wir wissen, daß es bedauerlicherweise in weiten 
Kreisen eine Stimmung gibt, die darauf hinausläuft, 
von NSG.-Prozessen nichts zu hören, nichts zu sehen 
und nichst davon zu wissen. Diese >Endlich einen 
Strich darunter<-Propaganda halten wir keineswegs 
für richtig.« 

All dies ist einerseits an sich in höchstem Maße erstaun-
lich. Denn gerade im Zeitalter der Massenkommunika-
tion nimmt sich die öffentliche Meinung der Mordfälle in 
aller Regel mit großer Anteilnahme, oft mit starker Erre-
gung an und fordert — meist ohne in der Lage zu sein, 
zur Frage der Schuld etwas Sachkundiges zu sagen — die 
strenge Bestrafung der Täter, selbst wenn infolge ver-
späteter Aufklärung die Tat schon Jahre zurückliegt. Wir 
alle wissen, daß im Anschluß an besonders scheußliche 

4 s. FR XXI, 77/80, S. 78. [Anm. d. Red. d. FR.] 
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Todesverbrechen in volksnahen Veröffentlichungen der Nachtstunden, oder auch MNUuUr Für dıe Erwähnung VO'

ımmer wieder der Ruf nach der Wiedereinführung der in Judenmorden die Todesstrafte auszusprechen un: voll-
der Bundesrepublık abgeschafften Todesstrafe erhoben strecken, W 45 bedeutete dann noch eın Menschenleben 1n

Deutschland? Das olk nıcht UTr 55 un warwrir: Mır jedenfalls siınd ähnliche Stimmen ZAUS uUuNnserTer

Bevölkerung tür die Ahndung der NSG.-Verbrechen, die Rassenhafß erzZOgCN worden. Strenger Gehorsam g-
Todesstrafe wıeder zuzulassen w ds rechtlich auch in genüber staatlıcher Autorität valt in Deutschland schon
dıiesem Bereıch genausowen1g zulässıg ware w1e die als Grundlage eines gyesunden Gemeimwesens. (je-
Einführung der Todesstrafte etiwa für Sexualmorde genseltige Bespitzelungen verbreıiteten Angst allen
nıcht bekanntgeworden, obwohl die Todesstrate ZUuUrrtF eıit Menschen. In dieser teutlischen Verstrickung entstand der

Nährboden für die NSG.-Verbrechen Und überall dort,der Begehung der NSG.-Verbrechen geltendes Recht War

Sollten dıe Vergasungen VO' Auschwitz, die Tötungen Jetzt Menschen In der Bundesrepublik aufgerufen
Vvon Sachsenhausen, Buchenwald, Kolomea un: Zensto- werden, die Fundamente für den Neuautbau ULNSeTIecs

deutschen Landes in allen seinen Bereichen und Bezie-chau weniger verwertlich SC WESCH se1in als Sexualmorde,
Tötungen VO Taxıtahrern Oder Kindesermordungen? Ist hungen vestalten, begegnet ihnen ın den NSG.-Prozes-
CS denn nıcht S da{( gerade die nach 1945 begangenen SCI1 dıie dunkle Realıtät des Unrechts, der SiE möglı-
Einzelverbrechen grauenhaft dıiese 1m FEinzeltall cherweıse selbst ın ırgendeiner Form teilhatten oder auch
auch sind mindestens der Quantität nach Geringfügig- mıtwirkten. Ihr 11 man sıch nıcht mehr stellen, ıhr sucht
keitsdelikte nach y 153 der Deutschen Strafprozeßord- mMa  w} auszuweıchen, VO ihr erhoftft man sıch, je größer
NUnNng oder Bagatellereignisse darstellen, Wenn INnan S1E der zeitliche Abstand, ine günstigere politische Beurtei-
den Massentötungen in Relatıon setzt” Warum 1St das so lung,. Ja vielleicht in bestimmten reisen [01°4 eines 'Ta-
Entziehen wır Deutsche uUNs der notwendigen (Gewl1ssens- CS 1E€ historische Rechtfertigung.
erforschung und dem Verantwortungszusammenhang? Di1e Einsıcht VO der Miıtverantwortung für Staat un
Sınd Wır nıcht dazu bewegen, dıe »geistige und sittlı- Geselischaft zwiıschen 1933 un: 1945, VO:  a der Solidarıtät
che Korruption«, Vo der ıch schon eiınmal sprach, der Schuld, w1e diese bereits 1 Oktober 1945 durch den
beseitigen? Lassen SIıe mich versuchen, ‚erauft iIne Ant- Rat der EK:ıD 1n Stuttgart ausgesprochen worden iSst,ö 831
WOTrL Z tinden. in UTNLSCTCF Bevölkerung weitgehend ftremd Ich melne
Der Täter In NSG.-Prozessen glaubt, sıch Inıt seiner 'Tat aber, da{fß WIr heute n können, daß auch durch dıe
ım Einklang 00081 dem St2at befinden, Hıtler War nıcht planmäßigen Ermittlungen der NSG.-Verbrechen aAb

19358 iNsOwelt das unendliche Leid, das » Im Namen des1LUFr der Führer einer Parteı un ıhrer Lehre, sondern
War horribile dıctu das parlamentarısch ZUFr acht Deutschen Volkes« über viele Völker und Länder gebracht

worden LSt, iNs Bewußtsein, vornehmlıch der jüngerengekommene un spater das iın mehreren Volksbefragun-
SE bestätigte Staatsoberhaupt. FEr hatte die Morde be- (seneration unNnseres Volkes, gebracht worden ist Das
tohlen, gleichgültig, ob dıes Ur mündlich, w1€e bei den Meer des Schreckens war das Ergebnis menschlichen Den-

kens ıun Handelns Es wurde durch Deutsche ermöglıcht,Judentötungsbetfehlen, oder O: schriftlich, wr/1e b€l den
Euthanasiebefehlen, oder dem sSOgeNnannten acht- un auch durch ihr unkrıitisches Denken un durch gewalt-
Nebelerlafß, geschah. Dije Wege Zur Endlösung, ZUrFr SAaIne, rutale Unterdrückung jeder anderen Meinung

Wır wollen hoften, da{f ine Ahnliche intflut des Schrek-Ermordung aller greifbaren Juden, Ikonnten über weıte
Strecken, Ja 111Af annn ACNH, bis unmittelbar VOF die kens fur u15 un für alle Welt nıcht mehr möglıch sein

wiırd.Tötung, ın aller Offtfenheit VO dem olk verfolgt WTr -

den Der jüdische Mitbürger wurde aAb 1933 planmäßig Immerhin: In der Bundesrepublik sind oder Hun-
Stück für Stück auf gesetzlıcher Grundlage ceiner DPersön- derte VOUO NSG.-Prozesse bei den Staatsanwaltschaften

seiner Menschenwürde un schließlich un den Gerichten anhängig. Systematisch wurden un:liıchkeitsrechte,
se1ines Lebens eraubt. Die dıe Juden benachteiligenden werden die oroßen Komplexe der Verbrechen, dıe Hıtler
(zesetze wurden generell zunächst im Staat, späater auch befohlen hat, untersucht.® dart oder ıch mu(ß

dieser Steile einıge Zahlen ennn Seit 1945 bıs Ende1n der Wirtschaftt angewandt, und s1e wurden auch _

nehmend im vesellschaftlichen Bereich respektiert. Auf 1964 wurden 61 761 Beschuldigte Ermittlungsver-
tahren durchgeführt. Verurteilt bis Ende 1966 WeItTagungen des sogenannten NS-Wahrerbundes WUuf-
über 6000 DPersonen. Damals noch rundde angehenden Juristen der » kriminelle Einfluf(ß jüdıscher

Rechtswissenschaftler auf en Gebieten des Rechtes 01010 DPersonen Verfahren anhängıg. Die Verfahren g-
SCH eLtwa 01010 DPersonen wurden ohne Verurteilung,nachgewiesen«. Die damalıgen juristischen Redner ent-

durch Freispurch, Außerverfolgungsetzen, Nicht-kleideten oft hre eigenen Lehrer ihrer wissenschaftlichen
Bedeutung un damıt ‚hres besonderen Persönlichkeits- eröffnung des Hauptverfahrens, durch Einstellung, bzw

durch den Tod der Beschuldigten eendet. In den über
w ertes S1ie pragten MEUEC gesellschaftliche Vorstellungen 6000 Fällen, in denen eıne Verurteilung erfolgte, wurdeun VerzZerrien un verdunkelten die staatlıiche Rechts-
ordnung. Eın Menschenleben War ın Deutschland doch 1in den allermeisten Fällen auf zeıtige Zuchthausstrate ' ——

kannt, in Fällen au{f lebenslanges Zuchthaus, ın FEäl-bereits cse1it dem 1934, dem SS Röhmputsch, MNUur

noch VO  3 relatıvem Wert, insbesondere, nachdem der da- len VOFTFr Inkrafttreten uUuNnserer Verfassung auf 'LO-
mals amtierende Reichsjustizminister durch Gegenzeich- desstrate. Zwischen 1966 un 1969 sind 1000 Er-

mittlungsverfahren in die gerichtliche VoruntersuchungNUNng im Reichsgesetzblatt diese Aktıon tür rechtmäßıg
rklärt hatte, obwohl gerade ıhm damals ekannt WAar,

un auch bereits in das Hauptverfahren übergeleitet
worden. Nur vıel Zahlen. Unad W AaSs veschieht ın derdaß zahlreiche DPersonen umgebracht worden Tl, die DDR? Von dort hört INan V  w Prozessen dieser Art 1Urmı1t dem behaupteten Autstandsversuch überhaupt nıchts

tiun hatten. Und als dann im Krieg Sonder- un S- noch csehr sporadısch un WEeNNn, dann in erster Linıie VO

gerichte dazu übergingen, für Zweitel dem Endsieg, Vgl XX 53
tür den Diebstahl geringstwertiger Gegenstände während Vgl 32
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Todesverbrechen in volksnahen Veröffentlichungen 
immer wieder der Ruf nach der Wiedereinführung der in 
der Bundesrepublik abgeschafften Todesstrafe erhoben 
wird. Mir jedenfalls sind ähnliche Stimmen aus unserer 
Bevölkerung für die Ahndung der NSG.-Verbrechen, die 
Todesstrafe wieder zuzulassen — was rechtlich auch in 
diesem Bereich genausowenig zulässig wäre wie die 
Einführung der Todesstrafe etwa für Sexualmorde —, 
nicht bekanntgeworden, obwohl die Todesstrafe zur Zeit 
der Begehung der NSG.-Verbrechen geltendes Recht war. 
Sollten die Vergasungen von Auschwitz, die Tötungen 
von Sachsenhausen, Buchenwald, Kolomea und Czensto-
chau weniger verwerflich gewesen sein als Sexualmorde, 
Tötungen von Taxifahrern oder Kindesermordungen? Ist 
es denn nicht so, daß gerade die nach 1945 begangenen 
Einzelverbrechen — so grauenhaft diese im Einzelfall 
auch sind — mindestens der Quantität nach Geringfügig-
keitsdelikte nach § 153 der Deutschen Strafprozeßord-
nung oder Bagatellereignisse darstellen, wenn man sie zu 
den Massentötungen in Relation setzt? Warum ist das so? 
Entziehen wir Deutsche uns der notwendigen Gewissens-
erforschung und dem Verantwortungszusammenhang? 
Sind wir nicht dazu zu bewegen, die »geistige und sittli-
che Korruption«, von der ich schon einmal sprach, zu 
beseitigen? Lassen Sie mich versuchen, hierauf eine Ant-
wort zu finden. 

Der Täter in NSG.-Prozessen glaubt, sich mit seiner Tat 
im Einklang mit dem Staat zu befinden, Hitler war nicht 
nur der Führer einer Partei und ihrer Lehre, sondern er 
war — horribile dictu — das parlamentarisch zur Macht 
gekommene und später das in mehreren Volksbefragun-
gen bestätigte Staatsoberhaupt. Er hatte die Morde be-
fohlen, gleichgültig, ob dies nur mündlich, wie bei den 
Judentötungsbefehlen, oder sogar schriftlich, wie bei den 
Euthanasiebefehlen, oder dem sogenannten Nacht- und 
Nebelerlaß, geschah. Die Wege zur Endlösung, d. h. zur 
Ermordung aller greifbaren Juden, konnten über weite 
Strecken, ja man kann sagen, bis unmittelbar vor die 
Tötung, in aller Offenheit von dem Volk verfolgt wer-
den. Der jüdische Mitbürger wurde ab 1933 planmäßig 
Stück für Stück auf gesetzlicher Grundlage seiner Persön-
lichkeitsrechte, seiner Menschenwürde und schließlich 
seines Lebens beraubt. Die die Juden benachteiligenden 
Gesetze wurden generell zunächst im Staat, später auch 
in der Wirtschaft angewandt, und sie wurden auch zu-
nehmend im gesellschaftlichen Bereich respektiert. Auf 
Tagungen des sogenannten NS-Wahrerbundes z. B. wur-
de angehenden Juristen der »kriminelle Einfluß jüdischer 
Rechtswissenschaftler auf allen Gebieten des Rechtes 
nachgewiesen«. Die damaligen juristischen Redner ent-
kleideten oft ihre eigenen Lehrer ihrer wissenschaftlichen 
Bedeutung und damit ihres besonderen Persönlichkeits-
wertes. Sie prägten neue gesellschaftliche Vorstellungen 
und verzerrten und verdunkelten die staatliche Rechts-
ordnung. Ein Menschenleben war in Deutschland doch 
bereits seit dem 30.6. 1934, dem sog. Röhmputsch, nur 
noch von relativem Wert, insbesondere, nachdem der da-
mals amtierende Reichsjustizminister durch Gegenzeich-
nung im Reichsgesetzblatt diese Aktion für rechtmäßig 
erklärt hatte, obwohl gerade ihm damals bekannt war, 
daß zahlreiche Personen umgebracht worden waren, die 
mit dem behaupteten Aufstandsversuch überhaupt nichts 
zu tun hatten. Und als dann im Krieg Sonder- und Volks-
gerichte dazu übergingen, für Zweifel an dem Endsieg, 
für den Diebstahl geringstwertiger Gegenstände während 

der Nachtstunden, oder auch nur für die Erwähnung von 
Judenmorden die Todesstrafe auszusprechen und zu voll-
strecken, was bedeutete dann noch ein Menschenleben in 
Deutschland? Das Volk — nicht nur SS und SD — war 
zu Rassenhaß erzogen worden. Strenger Gehorsam ge-
genüber staatlicher Autorität galt in Deutschland schon 
stets als Grundlage eines gesunden Gemeinwesens. Ge-
genseitige Bespitzelungen verbreiteten Angst unter allen 
Menschen. In dieser teuflischen Verstrickung entstand der 
Nährboden für die NSG.-Verbrechen. Und überall dort, 
wo jetzt Menschen in der Bundesrepublik aufgerufen 
werden, die Fundamente für den Neuaufbau unseres 
deutschen Landes in allen seinen Bereichen und Bezie-
hungen zu gestalten, begegnet ihnen in den NSG.-Prozes-
sen die dunkle Realität des Unrechts, an der sie mögli-
cherweise selbst in irgendeiner Form teilhatten oder auch 
mitwirkten. Ihr will man sich nicht mehr stellen, ihr sucht 
man auszuweichen, von ihr erhofft man sich, je größer 
der zeitliche Abstand, eine günstigere politische Beurtei-
lung, ja vielleicht in bestimmten Kreisen sogar eines Ta-
ges eine historische Rechtfertigung. 

Die Einsicht von der Mitverantwortung für Staat und 
Gesellschaft zwischen 1933 und 1945, von der Solidarität 
der Schuld, wie diese bereits im Oktober 1945 durch den 
Rat der EKiD in Stuttgart ausgesprochen worden ist, 5  ist 
in unserer Bevölkerung weitgehend fremd. Ich meine 
aber, daß wir heute sagen können, daß auch durch die 
planmäßigen Ermittlungen der NSG.-Verbrechen ab 
1958 insoweit das unendliche Leid, das »Im Namen des 
Deutschen Volkes« über viele Völker und Länder gebracht 
worden ist, ins Bewußtsein, vornehmlich der jüngeren 
Generation unseres Volkes, gebracht worden ist. Das 
Meer des Schreckens war das Ergebnis menschlichen Den-
kens und Handelns. Es wurde durch Deutsche ermöglicht, 
auch durch ihr unkritisches Denken und durch gewalt-
same, brutale Unterdrückung jeder anderen Meinung. 
Wir wollen hoffen, daß eine ähnliche Sintflut des Schrek-
kens für uns und für alle Welt nicht mehr möglich sein 
wird. 

Immerhin: In der Bundesrepublik sind oder waren Hun-
derte von NSG.-Prozessen bei den Staatsanwaltschaften 
und den Gerichten anhängig. Systematisch wurden und 
werden die großen Komplexe der Verbrechen, die Hitler 
befohlen hat, untersucht. 6  Ich darf — oder ich muß — an 
dieser Stelle einige Zahlen nennen. Seit 1945 bis Ende 
1964 wurden gegen 61 761 Beschuldigte Ermittlungsver-
fahren durchgeführt. Verurteilt waren bis Ende 1966 weit 
über 6000 Personen. Damals waren noch gegen rund 
12 000 Personen Verfahren anhängig. Die Verfahren ge-
gen etwa 42 000 Personen wurden ohne Verurteilung, 
d. h. durch Freispurch, Außerverfolgungsetzen, Nicht-
eröffnung des Hauptverfahrens, durch Einstellung, bzw. 
durch den Tod der Beschuldigten beendet. In den über 
6000 Fällen, in denen eine Verurteilung erfolgte, wurde 
in den allermeisten Fällen auf zeitige Zuchthausstrafe er-
kannt, in 77 Fällen auf lebenslanges Zuchthaus, in 12 Fäl-
len — vor Inkrafttreten unserer Verfassung — auf To-
desstrafe. Zwischen 1966 und 1969 sind ca. 1000 Er-
mittlungsverfahren in die gerichtliche Voruntersuchung 
und auch bereits in das Hauptverfahren übergeleitet 
worden. Nur so viel an Zahlen. Und was geschieht in der 
DDR? Von dort hört man von Prozessen dieser Art nur 
noch sehr sporadisch und wenn, dann in erster Linie von 

5  Vgl. FR XXI, 77/80, S. 53 r. 
° Vgl. FR XV, 57/60, S. 32 ff. 
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Fxzeßtätern. Es 15t nıcht bekannt, dafßß Oder ob dort 1r - schwierig. Vom personellen her tehlte allen Ecken
vendwelche systematischen Untersuchungen in dieser un Enden Rıchtern un: Staatsanwälten, die nıcht
Rıchtung durchgeführt werden oder worden sind. 7 Sollte Aurch ine NS-Vergangenheit belastet Nıcht, da{f

in der DDR wenıger Menschen gveben, dıie seinerzeit als CX 1E 1C] vegeben hätte. Es zab Sie in der Tat, un WT

Handlanger der Nationalsozıjalısten Schulgd auf sıch gela- manche mutige Entscheidungen deutscher Gerichte in
den haben könnten? den Jahren Von 1933 bıs 1945 kennenlernen will, dem
Und WIC sieht dıe Sıtuation ın Osterreich AUS” 7war WUuT- empfehle iıch das umfassende Werk des trüheren Landge-
de Osterreich 19535 annektiert, aber nicht wenıge Oster- richtspräsidenten YO Bonn, Dr Hubert Schorn »Der
reicher überzeugte Nationalsozialisten un ließen Rıchter 1m R61Ch «.B Gewifß, dıe Deutsche Richterschaft
S1IC} VO diesem System ebenso mißbrauchen W1e viele wurde eiıner schweren Belastungsprobe unterzOgen, der
Deutsche. Immerhin, auch in Osterreich werden dıe greif- S1C sıch häufig nıcht gewachsen fühlte, auch dıes leu  9o-

NeCN, würde mM1r schlecht anstehen. Aber 1St einer nıchtbaren TLäter verfolgt un abgeurteilt. Auch hiıer 1St. CT -

kannt worden, dafß eiıne Reinigung VO  — ıinnen erforder- geringen Zahl mutıger Rıchter dafür danken, dafß S1e
lıch iSt, WE INaAan S1C)| V  - den Namen Hıtler, Kalten- unerschrocken dem Recht dienten un hre Haltung miıt
brunner, Eichmann un: Globocnik lösen 311 Verfolgungen, Gefängnis un Tod büfßen mußten. Aber
Lassen S1ie uns Jetzt einem anderen Problem, nämlich gerade diese bekenntnisfreudigen der deutschen
ZUuUr Behandlung der Frage, ATU! urteijlen dıe Gerichte Rıchterschaft weıl S1e sich oft schliefßlich res1g-

nıerend Zu Wehrdienst gemeldet hatten über alleTSLT heute, übergehen. Warum spat NSG.-Prozesse?
1L9/70, vielleicht noch 1979 Urteile erstier Instanz, w as Welt VEeTrTSiIireuLt ın Gefangenenlagern und konnten TST

bedeuten würde, rechtskräftige Entscheidungen vielleicht nach un nach wieder ın ihren bürgerlichen Beruft einge-
gliedert werden. Das aber War nach 1945 auch nıcht ohneISI IWa Jahre nach Ende des / weiten Welt-

krieges! Und da7zwischen lıegt Korea, Indochina, Oder weıteres möglich, denn obwohl nach überlieferten Grung-
satzen in Deutschland Rıchter un Beamte nach elınerVıetnam, dazwischen liegen die blutıgen Auseinanderset-
Reihe VO Bewährungsjahren auf »Lebenszeit« ın denZUNSCH im Nahen Usten, Biafra, un wer weifß, W 15 auf

u115 in den nächsten Jahren noch wartet” Staatsdienst übernommen worden N, endete f11 T
zahlreiche VO ıhnen diese » Lebenszeit« erstmals 19158Am 8 Maı 1945 kapiıtulierte die Deutsche Wehrmacht.
mMit dem Ende des Ersten Weltkrieges, un für viele noch-Das Deutsche Reich fie] plötzlich un vollständig A4US-

einander, ja existiert b1s ZU heutigen Tag nıcht mehr. mals 8 Maıiiı 1945 Dies trifft, W as das Jahr 1945
{ D gab zunächst keine weisungsbefugte deutsche Behörde angeht, nıcht 1Ur fur promiıinente Oder überzeugte rühere

Nationalsozialısten Z sondern dıes oilt zunächst in denmehr: Mıiıllionen V Menschen, bıs in dıe entlegensten
Dörter wurden V  - den Besatzungsbehörden reglert. Von Cersten Jahren nach 1945 auch fur alle lediglich nomınel-
ihnen, Aas heißt VUO den Dlegerstaaten, hing nicht HUTE dıe ten Mıtglieder der un ıhrer Gliederungen un

Wr auf Grund der SU:! Entnazifizierungsgesetze derAufrechterhaltung VO Recht un Ordnung ab, sondern
w 45 zunächst wichtiger WAar, auch bıs 1n den Sommer Ländger. Nach diesen (Gesetzen wurde grundsätzlich
194585 hinein, dıe Versorgung m1t Nahrung un: Brenn- jeden Deutschen, der den Krıeg überlebte, eın derartiges

Verfahren anderem mMit dem 7Ziel durchgeführt,stoff, die Sıcherstellung der nackten Existenz. Mıl-
lıonen Soldaten in Kriegsgefangenschaft vielfach festzustellen, Wer dem Neuaufbau mıtarbeiten könne.
ın den weıten unbarmherzigen Lagern Frankreichs un Trotz aller Beschleunigungsversuche schloß INa  a durch

diese Verfahren auf längere eıt eınen Teil der durchausdes (J)stens. 1)as Volk betäubt, eidend un hungernd in
V Ul Bomben zerstOrten Behausungen un in elenden arbeitswilligen un AUC| damals schon ZuL veeıgneten

Kräfte VO  \n der Mitarbeit in der Justız AaUSKleidern, V Kälte zitternd.
Dadurch, dafß zunächst alle, aber auch restlos alle staatlı- Andererseıits 1aber tanden yleich nach Kriegsende zahl-
chen un kommunalen Einrichtungen beseitigt wurden, reiche Verfahren N der V 0 den Nationalsozialisten
w ur auch die deutsche Justız un mi1t ıhr dıe geordnete begangenen Straftaten Zunächst hatten sıch allerdings
Rechtspflege funktionsunfähig gemacht worden. Nur die Allıierten die Verfolgung dieser Straftaten selbst VOT-

an langsam wuchs 1b Ende 1945 in Deutschland VOUO  — behalten. Der bekannteste un sicherlich auch bedeutungs-
un her kommunales un estaatliches Leben Der Aufbau vollste dieser Prozesse fand VOourT dem Inter-
der Justız w ar y  oleich dem anderer Behörden unermef{fßlich nationalen Gerichtshof in Nürnberg Hıerbei han-

delt sıch, w1e Hermann Langbeın Recht formulijert,
» Um.) einen revolutionären Prozefß, der das konventionelleVei AaZzu und SÖ 01018 Vertahren 1 Zusammenhang Inıt NS-

Kriegsverbrechen sind durch westdeutsche Gerichte QE1Lt 1955 auf- Recht bewufßt außer acht gelassen hat«. Er endete IMit
CHNÖLHLIMET worden, dem Jahre, ın dem diese Gerichtsbarkeit V U den auch nachher vollstreckten Todesurteilen, Verurteilun-
Allıterten den deutschen Instanzen übertragen worden War. Aufgrund Cn Jebenslangen oder zeıtigen Freiheitsstrafen un
der tersuchungen sind bıs heute LWA 700C Personen der Kriegs- Freisprüchen. In diesem Rahmen hier genugt C5, diesesverbrechen übertührt und verurteilt worden. Diese Angaben machrte
eın Sprecher der Zentralen Stefle ZUuY Aufklärung nationalsoztalisti- Verfahren insOweılt erwähnen. Danach wurden UNgSC-
scher Verbrechen in Ludwigsburg. eit dıe Zentralstelle 838! Jahre 1958 zählte Verfahren VOT amerikanischen, russischen, engli-
ihre Arbeiır aufgenommen hat, führte S1E Altein 2077 Verftfahren AUS, schen, französischen, polnischen un tschechischen Mılitär-

knapp 650 noch pendent siınd 45 Rıchter un Anwälte betassen un Zivilgerichten durchgeführt. Die westlichen Allııer-Sld] ın Ludwigsburg ımmer noch MmMiıt Kriegsverbrechen, wihrend 1 den
etzten reı Jahren 300 Ankläger deutschen Gerichten Ausschliefilich ten haben insgesamt 5075 Angeklagte NS- Ver-
ME der Verfolgung VO Narziıverbrechen beschäftigt ArCIl. Die Zen- rechen VOT Militärgerichten abgeurteilt, davon 806 ZUuU
tralstelle besitzt rund 300 010180 Photokopien VO Dokumenten, 4G0 Tod Teilweise wurde die Todesstrafe im Gnadenweg in
Mikrofilme und 554 01818 Namen Vo Personen un SS-Einheiten.
in der Deutschen Demokratischen Republik sSind zwıschen Maı 945 Freiheitsstrafen spater in Bewährungsentlassungen
und Oktober 970 tota| 12 AI010 VPersonen Verbrechen umgewandelt.
Aıe Menschlichkeit und Kriegsverbrechen verurteiıult worden, WIie <oeben
Generalstaatsanwalt Streit In Ostberlin bekanntgab (im Israelitisches
Wochenblatt 70/48]. Zürich, 11 197/70, 15) Anm Red j  - AXIL, S/.

Exzeßtätern. Es ist nicht bekannt, daß oder ob dort ir-
gendwelche systematischen Untersuchungen in dieser 
Richtung durchgeführt werden oder worden sind. 7  Sollte 
es in der DDR weniger Menschen geben, die seinerzeit als 
Handlanger der Nationalsozialisten Schuld auf sich gela-
den haben könnten? 
Und wie sieht die Situation in Österreich aus? Zwar wur-
de Österreich 1938 annektiert, aber nicht wenige Öster-
reicher waren überzeugte Nationalsozialisten und ließen 
sich von diesem System ebenso mißbrauchen wie viele 
Deutsche. Immerhin, auch in Österreich werden die greif-
baren Täter verfolgt und abgeurteilt. Auch hier ist er-
kannt worden, daß eine Reinigung von innen erforder-
lich ist, wenn man sich von den Namen Hitler, Kalten-
brunner, Eichmann und Globocnik lösen will. 
Lassen Sie uns jetzt zu einem anderen Problem, nämlich 
zur Behandlung der Frage, warum urteilen die Gerichte 
erst heute, übergehen. Warum so spät NSG.-Prozesse? 
1970, vielleicht noch 1979 Urteile erster Instanz, was 
bedeuten würde, rechtskräftige Entscheidungen vielleicht 
erst etwa 1985? 40 Jahre nach Ende des Zweiten Welt-
krieges! Und dazwischen liegt Korea, Indochina, oder 
Vietnam, dazwischen liegen die blutigen Auseinanderset-
zungen im Nahen Osten, Biafra, und wer weiß, was auf 
uns in den nächsten 10 Jahren noch wartet? 
Am B. Mai 1945 kapitulierte die Deutsche Wehrmacht. 
Das Deutsche Reich fiel plötzlich und vollständig aus-
einander, ja es existiert bis zum heutigen Tag nicht mehr. 
Es gab zunächst keine weisungsbefugte deutsche Behörde 
mehr; Millionen von Menschen, bis in die entlegensten 
Dörfer wurden von den Besatzungsbehörden regiert. Von 
ihnen, das heißt von den Siegerstaaten, hing nicht nur die 
Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung ab, sondern 
was zunächst wichtiger war, auch bis in den Sommer 
1948 hinein, die Versorgung mit Nahrung und Brenn-
stoff, d. h. die Sicherstellung der nackten Existenz. Mil-
lionen Soldaten waren in Kriegsgefangenschaft vielfach 
in den weiten unbarmherzigen Lagern Frankreichs und 
des Ostens. Das Volk betäubt, leidend und hungernd in 
von Bomben zerstörten Behausungen und in elenden 
Kleidern, vor Kälte zitternd. 
Dadurch, daß zunächst alle, aber auch restlos alle staatli-
chen und kommunalen Einrichtungen beseitigt wurden, 
war auch die deutsche Justiz und mit ihr die geordnete 
Rechtspflege funktionsunfähig gemacht worden. Nur 
ganz langsam wuchs ab Ende 1945 in Deutschland von 
unten her kommunales und staatliches Leben. Der Aufbau 
der Justiz war gleich dem anderer Behörden unermeßlich 

Vgl. dazu: Rund 80 000 Verfahren im Zusammenhang mit NS-
Kriegsverbrechen sind durch westdeutsche Gerichte seit 1955 auf-
genommen worden, dem Jahre, in dem diese Gerichtsbarkeit von den 
Alliierten den deutschen Instanzen übertragen worden war. Aufgrund 
der Untersuchungen sind bis heute etwa 7000 Personen der Kriegs-
verbrechen überführt und verurteilt worden. Diese Angaben machte 
ein Sprecher der Zentralen Stelle zur Aufklärung nationalsozialisti-
scher Verbrechen in Ludwigsburg. Seit die Zentralstelle im Jahre 1958 
ihre Arbeit aufgenommen hat, führte sie allein 2077 Verfahren aus, 
wovon knapp 650 noch pendent sind. 45 Richter und Anwälte befassen 
sich in Ludwigsburg immer noch mit Kriegsverbrechen, während in den 
letzten drei Jahren 300 Ankläger an deutschen Gerichten ausschließlich 
mit der Verfolgung von Naziverbrechen beschäftigt waren. Die Zen-
tralstelle besitzt rund 300 000 Photokopien von Dokumenten, 400 
Mikrofilme und 554 000 Namen von Personen und SS-Einheiten. 
In der Deutschen Demokratischen Republik sind zwischen Mai 1945 
und Oktober 1970 total 12 800 Personen wegen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen verurteilt worden, wie soeben 
Generalstaatsanwalt Streit in Ostberlin bekanntgab (in: Israelitisches 
Wochenblatt [70/48]. Zürich, 27. 11. 1970, S. 15). Anm. d. Red. d. FR.  

schwierig. Vom personellen her fehlte es an allen Ecken 
und Enden an Richtern und Staatsanwälten, die nicht 
durch eine NS-Vergangenheit belastet waren. Nicht, daß 
es sie nicht gegeben hätte. Es gab sie in der Tat, und wer 
so manche mutige Entscheidungen deutscher Gerichte in 
den Jahren von 1933 bis 1945 kennenlernen will, dem 
empfehle ich das umfassende Werk des früheren Landge-
richtspräsidenten von Bonn, Dr. Hubert Schorn: »Der 
Richter im 3. Reich«. 8  Gewiß, die Deutsche Richterschaft 
wurde einer schweren Belastungsprobe unterzogen, der 
sie sich häufig nicht gewachsen fühlte, auch dies zu leug-
nen, würde mir schlecht anstehen. Aber es ist einer nicht 
geringen Zahl mutiger Richter dafür zu danken, daß sie 
unerschrocken dem Recht dienten und ihre Haltung mit 
Verfolgungen, Gefängnis und Tod büßen mußten. Aber 
gerade diese bekenntnisfreudigen unter der deutschen 
Richterschaft waren — weil sie sich oft schließlich resig-
nierend zum Wehrdienst gemeldet hatten — über alle 
Welt verstreut in Gefangenenlagern und konnten erst 
nach und nach wieder in ihren bürgerlichen Beruf einge-
gliedert werden. Das aber war nach 1945 auch nicht ohne 
weiteres möglich, denn obwohl nach überlieferten Grund-
sätzen in Deutschland Richter und Beamte nach einer 
Reihe von Bewährungsjahren auf »Lebenszeit« in den 
Staatsdienst übernommen worden waren, endete für 
zahlreiche von ihnen diese »Lebenszeit« erstmals 1918 
mit dem Ende des Ersten Weltkrieges, und für viele noch-
mals am B. Mai 1945. Dies trifft, was das Jahr 1945 
angeht, nicht nur für prominente oder überzeugte frühere 
Nationalsozialisten zu, sondern dies gilt zunächst in den 
ersten Jahren nach 1945 auch für alle lediglich nominel-
len Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederungen und 
zwar auf Grund der sog. Entnazifizierungsgesetze der 
Länder. Nach diesen Gesetzen wurde grundsätzlich gegen 
jeden Deutschen, der den Krieg überlebte, ein derartiges 
Verfahren unter anderem mit dem Ziel durchgeführt, 
festzustellen, wer an dem Neuaufbau mitarbeiten könne. 
Trotz aller Beschleunigungsversuche schloß man durch 
diese Verfahren auf längere Zeit einen Teil der durchaus 
arbeitswilligen und auch damals schon gut geeigneten 
Kräfte von der Mitarbeit in der Justiz aus. 

Andererseits aber fanden gleich nach Kriegsende zahl-
reiche Verfahren wegen der von den Nationalsozialisten 
begangenen Straftaten statt. Zunächst hatten sich allerdings 
die Alliierten die Verfolgung dieser Straftaten selbst vor-
behalten. Der bekannteste und sicherlich auch bedeutungs-
vollste dieser Prozesse fand 1945-1946 vor dem Inter-
nationalen Gerichtshof in Nürnberg statt. Hierbei han-
delt es sich, wie Hermann Langbein zu Recht formuliert, 
»um einen revolutionären Prozeß, der das konventionelle 
Recht bewußt außer acht gelassen hat«. Er endete mit 12 
auch nachher vollstreckten Todesurteilen, 7 Verurteilun-
gen zu lebenslangen oder zeitigen Freiheitsstrafen und 
3 Freisprüchen. In diesem Rahmen hier genügt es, dieses 
Verfahren insoweit zu erwähnen. Danach wurden unge-
zählte Verfahren vor amerikanischen, russischen, engli-
schen, französischen, polnischen und tschechischen Militär-
und Zivilgerichten durchgeführt. Die 3 westlichen Alliier-
ten haben insgesamt 5025 Angeklagte wegen NS-Ver-
brechen vor Militärgerichten abgeurteilt, davon 806 zum 
Tod. Teilweise wurde die Todesstrafe im Gnadenweg in 
Freiheitsstrafen — später in Bewährungsentlassungen 
umgewandelt. 

8  s. FR XII, 45/48, S. 87. 
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ber die Zahl der Deutschen, dıe ın der Sowjetunion nen Schnelligkeit, vielleicht auch nıicht MmMIt der On
verurteilt wurden, fehlen h  ıler SENAdUC Angaben. Fınen diesem Berutsstand gewohnten Gründlichkeit N-
Rückschlufß aber ermöglıcht die Zahl der 1m Jahr 1955 SCH sind. Sıcher tehlte hıe un da auch in der Justiz
AUS der Sowjetunion entlassenen Kriegsgefangenen. Es dem unbeugsamen Wiıllen, dıe volfa Wahrheit ANS ages-
wurden damals knapp 01010 Deutsche nach dem Besuch lıcht bringen. Keiner hat das besser un tretffender
TIr. Adenauers 1n der entlassen: Alte in formulhiert Als Herr Professor Bader, der ın seınem Buch
Rufland als SOS Kriegsverbrecher verurteilt worden. » Polijitische un historische Schuld un dıe estaatliche
ehr Als Ö /g VO ihnen galten Als Begnadıgte. Rechtsprechung«® ausgeführt hat
Sıe sehen A1sO: Die allıierten Gerichte sprachen viele CAalul- » Es ISt un ich darf ergänzend SAaSCNH, 1n diesen
send Urteile ehr als 31 70Ö Deutsche standen auf den Jahren V ()  } 1950 bıs 195/ vieles nıcht WOL-

Kriegsverbrecherlisten. Und doch gelang vielen cschwer den n politischer und moralischer Hemmungen
Belasteten ın den eIsSstenN Nachkriegsjahren, sich VCT- der Beteiligten, nıcht 11UTL durch die Entnazifizierung
bergen. Auch Wadr die Organıisation des NS-dSystems der Rechrt oder Unrecht gekränkten Staatsan-
umfangreich verzweıgt und undurchsichtig, da{fß Für die wälte un Rıichter, csondern auch der polizeilichen
Deurtsche Justiz, dıe LWA VO  - 1948 wieder ein1ıger- Hılfsorgane und der Beweıispersonen. Skrupel un:
maßen planmäßig Arbeiten konnte, nöch viel Arbaeıt übrig Gewissensnöte vab ON nicht 1Ur be] belasteten Ange-
blıeb ber CC eingen noch viele Jahre durchs Land, bevor hörigen der Strafjustiz, sondern auch bei echten UOp-

virıbus Unıt1s die NSG.-Verbrechen ANSCHANSCH fern des Nationalsozialısmus. s ISt viel unterlas-
wurden. Auch hierfür xibt mehrere Gründe, die ıch SCeIl worden, wei] die ne  — 1 die Politik einsteiıgenden
Ihnen jetzt er!äutern z Fınmal tolgte den Urteilen der Abgeordneten weder USTt noch Fifer zeıgten, dıe
verschiedenen aANıierten Militärgerichte in ungewöhnlich Justız 1n ıhren Bemühungen dıe Sühne hıistorisch-
schnellem Tempo Ine Ser1e VO  n Gnadenakten, Strafauf- polıtıschen Unrechts der Jüngst vErSanSseENCNHN eıit
hebungen un Strafverkürzungen, zunächst VO' den wırksam unterstuützen. Anstofß und Mithilfe bei
Amerikanern eingeleltet. Die übrıgen Allıerten folgten der Ahndung vErSanSsSCHECr politischer Schuld machte
bald dıiesem Beispiel. Wiährend Im April 1950 noch rund un macht ın Wihlerkreisen nıcht populär. Auch
3600 Personen sich iın Händen westlicher Alliierter be- Mınıister, selbst Justizminıster, ıch spreche AUuUsS e1ge-
fanden, Ende 1954 1Ur noch 1/4 Personen davon neltr persönlicher Erfahrung, konnten recht ungehal-
1n aft Osterreich un die DDR ührten 1957 bis 1954 ten se1n, WEen inan ZUuUFr unrechten eit MIT diesem
weitreichende Amnestien durch; die CSSR folgte 1956 heißen Fısen iıhnen kkam.«
Es unterliegt keinem Zweifel, dafß diese Ser1e VON (na- Meıne Damen un Herren! Wır Richter siınd Herrn Pro-
denakten LLIUEFE ım Zusammenhang M1 der damalıgen pol1- fessor Bader fur dıese Siätze außergewöhnlichem ank
tischen Entwicklung. der Entwicklung ZU Kailten verpflichtet. Sıe beziehen siıch näamlıch auf einen e1t-
Krıeg, geschen werden kann. Politische Gründe haben Faum, ın dem VO  a | innen, Aber „uch VO  } außen der Begriff4Also diese pauschalen Gnadenakte antschieden. Und für » Vertrauenskrise der Justiz« wuchs. Vertrauenskrise der
uns TDeutsche hatten dıese Gnadenakte antscheidende Ja, Justiz sollte heißen, Staatsanwiälte und Richter dienen in
w1e sıch herausstellen cOllte verhängnisvolle Folgerun- der Bundesrepublik nıcht dem Staat und der Verfassung
SCH War schon VO Anfang A VO  e} 1945 in dem VO 1949, sondern S$1e leben noch ım GesellschaftssystemBereich der heutıgen Bundesrepublıik kein zünstıger gE1- VOr 1945, oder auch ın dem des wilhelminischen Zeital-
stiger Boden dafür vorhanden, S1C] mM1t dem Geschehen LEerS, e1n Vorwurf, der Ffrüher schon einmal nämlich
der Jahre VO 1933 ıs 1945 auseinanderzusetzen, eben
wei] I4 dann sich celbst un seiner Mıtverantwor-

die deutschen Richter „wischen 1918 un 1933
erhoben worden ISTt und, WI1e die Geschichte arwıesen hat,

tunS nıcht vorbeikam, cchienen dıe zahlreichen Strat- INSOWEIT nıcht Unrecht. Gewif®, 1STt manches auch D1S
aufhebungen der Allınıerten den Stimmen Rechrt geben, 957/58 ungeschehen geblieben, W d etzrtlich auch noch
dıe und VO Anfang die Auffassung vertreten auf den nıcht voraussehbaren wirtschaftlichen Auf-
hatten, L1Nan solle Jetzt über Alles C ras wachsen lassen, schwung zurückzuführen WAaÜr, hinter dem vıeles zurück-
»„»tabula Tabaha« machen. Denn diese Gnadenakte der S1e- Trat meıne aber, gerade der Umstand, daß sıch 41Ab
germächte konnten doch ohl nur Als Revision der nach 957/58 die deutsche Justiz den Problemen stellte, be-
dem 1945 CESANSCHEIN Urteile verstanden werden, WEIStT, da{fß iıhr (GGewıissen unzufrieden, Ja beunruhigt
redeten sıch viele Deutsche 1, Und WenNnil die trüheren worden ISt; Aa 1n ıhren Reihen ımmer mehr Unbehagen
Sıiegermächte hre eigenen Entscheidungen beseitigen, sol- wuchs, waejl mehr un mehr über den VO Hıtler efohle-
len dann wır Deutsche unNs cselhbst noch weıter zerfleischen, nen Verbrechensumfang bekannt wurde.
u15 selbst den Pranger stellen? (Genügt nıicht schon die Im Sommer 19558 fand in Ulm der 505 >Ulmer Eıinsatz-
Teulung 1n ein wrastliches unı ın eın ösrtliches Deutschland? gruppenprozefß« In 1hm wurden sehr umfangreiche
Muß Deutschland auch noch ınnerhalb der renzen der Vernichtungsaktionen VO  } Eınsatzgruppen des Sicher-
Bundesrepublik e1n weıteres Ma[l geteilt werden, mu(ß heitsdienstes in 1tauen untersucht, bei denen Tausende
noch eın tiefer Einschnitt vollzogen werden, ein Fın- VO  3 Menschen durch Massenerschießungen Leben las-

SE  3 muften. Dieser Proze{fß hinterließ auch ın Deutschlandschnıtt, der die Nn trostlose zeiIst1gE Zerrissenheit unse-

1C5 Volkes bıs heute mehr denn Je aufzeigt?, hört Nan eiIn ungeheures Echo. Presse, Rundfunk un Fernsehen
a]llenthalben. Meıne Damen un Herren, cselbstverständ- beschäftigten sıch Mıt diesem Vertahren und den daraus
lıch blieb auch dıe Justiz VO  3 diesen hartnäckigen inneren z1iehenden Konsequenzen. Dıie Justizminister der
Auseinandersetzungen nıcht verschont, zumal mittlerweli- Bundesländer hieraus dıe Erkenntnis, daß
len wieder ein 'Teıl] Richter un Stauatsanwälte 1mM Dienst doch noch zahlreiche Straftaten keine Ahndung gefunden
WAar, dıe schon 19323 diese AÄAmter innehatten. Dies mMas hartten. Jüngere Vertreter der nehmenden deut-
un hat sicherlich dazu beigetragen, dafß manche Staats-
anwälte un auch Richter zuniächst nıcht mI1T der gebote- 88

über die Zahl der Deutschen, die in der Sowjetunion 
verurteilt wurden, fehlen hier genaue Angaben. Einen 
Rückschluß aber ermöglicht die Zahl der im Jahr 1955 
aus der Sowjetunion entlassenen Kriegsgefangenen. Es 
wurden damals knapp 10 000 Deutsche nach dem Besuch 
Dr. Adenauers in der UdSSR entlassen; alle waren in 
Rußland als sog. Kriegsverbrecher verurteilt worden. 
Mehr als 92 9/0 von ihnen galten als Begnadigte. 

Sie sehen also: Die alliierten Gerichte sprachen viele tau-
send Urteile. Mehr als 31 700 Deutsche standen auf den 
Kriegsverbrecherlisten. Und doch gelang es vielen schwer 
Belasteten in den ersten Nachkriegsjahren, sich zu ver-
bergen. Auch war die Organisation des NS-Systems so 
umfangreich verzweigt und undurchsichtig, daß für die 
Deutsche Justiz, die etwa von 1948 an wieder einiger-
maßen planmäßig arbeiten konnte, noch viel Arbeit übrig 
blieb. Aber es gingen noch viele Jahre durchs Land, bevor 
— viribus unitis — die NSG.-Verbrechen angegangen 
wurden. Auch hierfür gibt es mehrere Gründe, die ich 
Ihnen jetzt erläutern will. Einmal folgte den Urteilen der 
verschiedenen alliierten Militärgerichte in ungewöhnlich 
schnellem Tempo eine Serie von Gnadenakten, Strafauf-
hebungen und Strafverkürzungen, zunächst von den 
Amerikanern eingeleitet. Die übrigen Alliierten folgten 
bald diesem Beispiel. Während im April 1950 noch rund 
3600 Personen sich in Händen westlicher Alliierter be-
fanden, waren Ende 1954 nur noch 174 Personen davon 
in Haft. Österreich und die DDR führten 1952 bis 1954 
weitreichende Amnestien durch; die CSSR folgte 1956. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß diese Serie von Gna-
denakten nur im Zusammenhang mit der damaligen poli-
tischen Entwicklung. d. h. der Entwicklung zum Kalten 
Krieg, gesehen werden kann. Politische Gründe haben 
also diese pauschalen Gnadenakte entschieden. Und für 
uns Deutsche hatten diese Gnadenakte entscheidende — ja, 
wie sich herausstellen sollte — verhängnisvolle Folgerun-
gen. War schon von Anfang an, d. h. von 1945 in dem 
Bereich der heutigen Bundesrepublik kein günstiger gei-
stiger Boden dafür vorhanden, sich mit dem Geschehen 
der Jahre von 1933 bis 1945 auseinanderzusetzen, eben 
weil man dann an sich selbst und seiner Mitverantwor-
tung nicht vorbeikam, so schienen die zahlreichen Straf-
aufhebungen der Alliierten den Stimmen Recht zu geben, 
die stets und von Anfang an die Auffassung vertreten 
hatten, man solle jetzt über alles Gras wachsen lassen, 
»tabula rasa« machen. Denn diese Gnadenakte der Sie-
germächte konnten doch wohl nur als Revision der nach 
dem B. 5. 1945 ergangenen Urteile verstanden werden, so 
redeten es sich viele Deutsche ein. Und wenn die früheren 
Siegermächte ihre eigenen Entscheidungen beseitigen, sol-
len dann wir Deutsche uns selbst noch weiter zerfleischen, 
uns selbst an den Pranger stellen? Genügt nicht schon die 
Teilung in ein westliches und in ein östliches Deutschland? 
Muß Deutschland auch noch innerhalb der Grenzen der 
Bundesrepublik ein weiteres Mal geteilt werden, muß 
noch ein tiefer Einschnitt vollzogen werden, ein Ein-
schnitt, der die ganze trostlose geistige Zerrissenheit unse-
res Volkes bis heute mehr denn je aufzeigt?, so hört man 
allenthalben. Meine Damen und Herren, selbstverständ-
lich blieb auch die Justiz von diesen hartnäckigen inneren 
Auseinandersetzungen nicht verschont, zumal mittlerwei-
len wieder ein Teil Richter und Staatsanwälte im Dienst 
war, die schon 1933 diese Ämter innehatten. Dies mag 
und hat sicherlich dazu beigetragen, daß manche Staats-
anwälte und auch Richter zunächst nicht mit der gebote- 

nen Schnelligkeit, vielleicht auch nicht mit der sonst an 
diesem Berufsstand gewohnten Gründlichkeit vorgegan-
gen sind. Sicher fehlte es hie und da auch in der Justiz an 
dem unbeugsamen Willen, die volle Wahrheit ans Tages-
licht zu bringen. Keiner hat das besser und treffender 
formuliert als Herr Professor Bader, der in seinem Buch: 
»Politische und historische Schuld und die staatliche 
Rechtsprechung« 9  ausgeführt hat: 

»Es ist — und ich darf ergänzend sagen, in diesen 
Jahren von 1950 bis 1957 — vieles nicht getan wor-
den wegen politischer und moralischer Hemmungen 
der Beteiligten, nicht nur durch die Entnazifizierung 
der zu Recht oder zu Unrecht gekränkten Staatsan-
wälte und Richter, sondern auch der polizeilichen 
Hilfsorgane und der Beweispersonen. Skrupel und 
Gewissensnöte gab es nicht nur bei belasteten Ange-
hörigen der Strafjustiz, sondern auch bei echten Op-
fern des Nationalsozialismus. Es ist viel unterlas-
sen worden, weil die neu in die Politik einsteigenden 
Abgeordneten weder Lust noch Eifer zeigten, die 
Justiz in ihren Bemühungen um die Sühne historisch-
politischen Unrechts der jüngst vergangenen Zeit 
wirksam zu unterstützen. Anstoß und Mithilfe bei 
der Ahndung vergangener politischer Schuld machte 
und macht in Wählerkreisen nicht populär. Auch 
Minister, selbst Justizminister, ich spreche aus eige-
ner persönlicher Erfahrung, konnten recht ungehal-
ten sein, wenn man zur unrechten Zeit mit diesem 
heißen Eisen zu ihnen kam.« 

Meine Damen und Herren! Wir Richter sind Herrn Pro-
fessor Bader für diese Sätze zu außergewöhnlichem Dank 
verpflichtet. Sie beziehen sich nämlich auf einen Zeit-
raum, in dem von innen, aber auch von außen der Begriff 
»Vertrauenskrise der Justiz« wuchs. Vertrauenskrise der 
Justiz sollte heißen, Staatsanwälte und Richter dienen in 
der Bundesrepublik nicht dem Staat und der Verfassung 
von 1949, sondern sie leben noch im Gesellschaftssystem 
vor 1945, oder auch in dem des wilhelminischen Zeital-
ters, ein Vorwurf, der früher schon einmal — nämlich 
gegen die deutschen Richter zwischen 1918 und 1933 — 
erhoben worden ist und, wie die Geschichte erwiesen hat, 
insoweit nicht zu Unrecht. Gewiß, es ist manches auch bis 
1957/58 ungeschehen geblieben, was letztlich auch noch 
auf den nicht voraussehbaren wirtschaftlichen Auf-
schwung zurückzuführen war, hinter dem vieles zurück-
trat. Ich meine aber, gerade der Umstand, daß sich ab 
1957/58 die deutsche Justiz den Problemen stellte, be-
weist, daß ihr Gewissen unzufrieden, ja beunruhigt 
worden ist, daß in ihren Reihen immer mehr Unbehagen 
wuchs, weil mehr und mehr über den von Hitler befohle-
nen Verbrechensumfang bekannt wurde. 
Im Sommer 1958 fand in Ulm der sog. »Ulmer Einsatz-
gruppenprozeß« statt. In ihm wurden sehr umfangreiche 
Vernichtungsaktionen von Einsatzgruppen des Sicher-
heitsdienstes in Litauen untersucht, bei denen Tausende 
von Menschen durch Massenerschießungen ihr Leben las-
sen mußten. Dieser Prozeß hinterließ auch in Deutschland 
ein ungeheures Echo. Presse, Rundfunk und Fernsehen 
beschäftigten sich mit diesem Verfahren und den daraus 
zu ziehenden Konsequenzen. Die Justizminister der 
Bundesländer gewannen hieraus die Erkenntnis, daß 
doch noch zahlreiche Straftaten keine Ahndung gefunden 
hatten. Jüngere Vertreter der ernst zu nehmenden deut- 
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schen Presse wıesen durch dieses Vertahren MIt Nach- blutigen Ereiznisse der Judentötungen einbezogen schie-
druck daraut hın, da INnan Sklave seiner Vergangenheit 41484 Müssen WIr uns wundern, dafß zahlreiche doch schr
werde, wehn IMa  ] dıe geschehenen Dınge durch Nıchtbe- Üınbedarfte Zeugen nach diesen vielen Jahren in diesen
achtung ungeschehen machen wolle AÄus dem Ausland Verfahren nıchts mehr wıssen, W eln die durch besondere
und ım Deutschen Bundestag mehrten sıch die Stimmen, Sachkunde und Verstand herausragenden Persönlichkei-
die eıne generelle Bereinigung ftorderten. So wurde dann ten nıcht 1L1UI behaupten, dafß S1ie siıch nıchts mehr erın-
1 Oktober 1958 ın einer Kontferen?z der Justizminıster können, sondern auch erklären, S1iE hätten VO  ] den
die » Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen« ins Massentötungen Eerst nach deren Begıinn, z. B durch
Leben gerufen.!0 Diese hat ım wesentlichen die Aufgabe, Fronturlauber ertfahren?
Hilfsorgan für Anklagebehörden Se1n. Mıt Hiıltfe eıner Immerhin, Sie wI1ssen, die deutsche Justız hat Mit HılteReihe VO Staatsanwälten und Kriminalbeamten Aaus
allen Bundesländern ermuittelt s1€ Tatkomplexe ın 15Ä- der » Zentralen Stelle« viele große Tatkomplexe aufge-

klärt Jeweıls nach Abschluß elınes vorbereitenden Ver-terkreise, sucht alles erreichbare Dokumentenmaterial e ahrens leltet dıe » Zentrale Stelle« den gesammelten Vor-
SAMMECN, ertelt dieses A un klärt, welche heute noch
verfolgbaren Täter bel bestimmten Tatkomplexen betei- an$s die zuständige Staatsanwaltschaft weıter. Diese

Staatsanwaltschaft hat dann entscheiden, ob un g-lgr 11. Die Vorbereitung mancher umfangreicher gebenenfalls ın welchem Umfang Anklage erhoben WCI1I-Vertahren nımmt alleın in der » Zentralen Stelle« manch-
mal Jahre in AÄnspruch. Es müussen nıcht 11ULL Beschuldigte den soll, bzw oD vorher noch ine gerichtliche Vorunter-

suchung durchgeführt werden ol Ist dıe Anklage fertig-ausgeforscht, sondern diese mussen 1uch VEINOINHNINECN WEeI- gestellt, wırd SiE der zuständigen Stratkammer des Land-den Ofrt sind mehrmalige Vernehmungen schon in diesem
Vertahrensabschnitt notwendig, beispielsweise, W elilifl eni- gerichts, die über die Zulassung der Anklage ıun die

Eröffnung des Hauptverfahrens entscheiden hat, -scheidende Wıdersprüche in den Vernehmungen mehrerer
Beschuldigter auftauchen. Zeugen leben vieltach im Aus- geleitet. Jetzt werden S1e sicher verstehen, daß dieser

langwierige Weg oft viele Jahre LLUI bis Zu Beginn derand Nıcht ımmer Sind gerade 1E gewillt auUusZUsSagen. FEs Hauptverhandlung in Anspruch nımmt, unı ıch darfkann auch nıcht mı1t Zwang ZUr Aussage iın Deutschland
SCHCH diese Zeugen VO: werden. Dokumente A4US Insoweıt nNnur ZUFF: Erläuterung N, daf(ß im Einsatzgrup-
den Archiven Amerikas mussen M:E Dokumenten 215 der penprozeiß 11 Angehörige des früheren Sonder-

kommandos die Ermittlungen VO  ] 19261 liefendıe hın und wıeder auf die Tische deutscher (je-
neralstaatsanwälte ın den unpassendsten Augenblicken Die Hauptverhandlung begann ETrST Oktober 1967

Das Urteil des Schwurgerichts wurde Novemberkommen, aber auch mit Dokumenten AUS den Deutschen
Zentralen verglichen werden. Diese vorprozessualen 1968 verkündet. Die Urteilsgründe wurden 1 Oktober
Schwierigkeiten verschieben die Terminpläne der » Zen- 1969 unterschrieben. S1e wurden alsdann den Beteilıgten
tralen Stelle« und damıt natürlıch auch die der Staatsan- zugestellt. Wenn es SuL geht, wırd der Bundesgerichtshof
waltschaften un Gerichte ımmer wieder. Eıine weıtere demnächst, vielleicht 1971/1972 einer Entscheidung
Desondere Schwierigkeit lıegt darın, dafß auch heute kommen, die nach UTNSCICIN Prozefßrecht aber noch nıcht

einmal die letzte Entscheidung in dieser Sache seın mu{noch hın un wieder vorkommt, Aa Polizeibeamte jetzt
wieder die yleichen Funktionen ausüben Ww1e nach 1933 Das sSınd dann rund Jahre! Jahre, ın denen zahl-
Das führt dazu, da der vorgenanntie Personenkreis Ia reiche Kriminalbeamte, Staatsanwälte un Richter, aber
>  N Beschuldigte ermittelt, die InNnan V  - F*rüher her als auch SONST1YES Personal der Justiz, ZEILWEISE MI1t nıchts
Kollegen oder Sar als Freunde kannte. In Danz besonders anderem beschäftigt N, als mıt der Aufklärung eıner

Massentötung zwischen dem 1941 DI1S Zzu Frühjahrdeutlichem Umfang trıtt dies bei den Eınsatzgruppenpro-
1942 iM südlichen Teil V  @ Rußland.ZOSSCH in Erscheinung; viele K riminalbeamte kamen

1934 annähernd 1utomatisch Z Sicherheitsdienst.
Zahlreiche Kriminalbeamte kehrten 1945 un danach in

Weich außergewöhnliche Aufgaben sınd mıt diesem Ver-
tahren den Gerichten übertragen worden! Sind SiEe ;hnen

hre alten Ämiter ZUTU:  ck. Diese alten Krimınalbeamten gewachsen? Ist die Deutsche Strafprozeßordnung VO!  -
kamen den Einsatzgruppen ıin erstier L.inıe nıcht des- 15/7/ und das Gerichtsverfassungsgesetz AUS dem yleichenhalb, 1m Ausland Straftaten aufzudecken, sondern Jahr, wWCNrn auch beide MIı zahlreichen Novellen bedacht,auch, Hıtlers Judentötungsbefehl auszutühren. Hıer überhaupt eın geeignetes Mıttel, Massenvernichtungsak-liefßen S1C]  h auch eınıgE Namen angesehener deutscher tionen strafprozessual behandeln? Auch jerauf lassen
Nachkriegsbeamter NECNNCIL, die in Massentötungen VeEeI - Sie mıch eiIne AÄAntwort geben.etrickt un mittlerweilen datür ayıch ZUr Rechen-
schaft SCZOSCH worden sind. Be1 Staatsanwälten un In jedem Straftverfahren stellen die Angeklagten die

Hauptperson dar. Um S1e geht cs5, Sie werden verurteilt,Richtern vab anfänglıch Ühnliche Schwierigkeiten. In-
w CI111 ıhre Schuld einwandtfre; teststeht. Sie werden frei-zwischen sind derartıge Probleme für diesen Personen-
vesprochen, wWenn das Gericht VO  . ihrer Schuldlosigkeitkreis ausgeraumt, weı! die Gesetzgebung Staatsanwaälten
überzeugt 1ST oder w CI1LNn ıhre  x Schuld nıcht genügend S1-und Richtern, die möglicherweise auch 11UI durch ıhre

Tätigkeıit in Strafgerichten wiährend der eıt VO  ( 1933 cher erwıesen 1St Die mMelsten Angeklagten in den NSG.-
DIS 1945 belastet se1in konnten, einen Abschied AUS dem Vertahren leugnen, S$1e bestreiten ZuU mındesten, selbst
AÄmt ermöglicht hat. Schuld autf sich veladen haben Dabei kommt ıhnen
Letztlich 111 ıch auch nıcht verschweigen, da{fß starke mancherlei Hilfe Die Widerlegung ıhrer Angaben

bis Jahre nach Tatbegehung cstÖößrt auf besondereHemmungen ıın Schwierigkeiten bei der Ermittlung und
Verfolgung VO  - NSG.-Verbrechen adurch auftreten, daf(i Schwierigkeiten, VOLI allem in den Fällen, ıIn denen keine
zeitweıse recht angesehene Persönlichkeiten des Ööffentli- Urkunden, HK denen siıch ıhre Schuld ergiDt, erhalten

veblieben sind. Interessanterweıse haben z B die Fın-chen Lebens 1n der Bundesrepublik Deutschland 1 d1€
Sat  >]  DE des Sicherheitsdienstes befehlsgemä(ß iıhre
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schen Presse wiesen durch dieses Verfahren mit Nach-
druck darauf hin, daß man Sklave seiner Vergangenheit 
werde, wenn man die geschehenen Dinge durch Nichtbe-
achtung ungeschehen machen wolle. Aus dem Ausland 
und im Deutschen Bundestag mehrten sich die Stimmen, 
die eine generelle Bereinigung forderten. So wurde dann 
im Oktober 1958 in einer Konferenz der Justizminister 
die »Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen« ins 
Leben gerufen. 9  Diese hat im wesentlichen die Aufgabe, 
Hilfsorgan für Anklagebehörden zu sein. Mit Hilfe einer 
Reihe von Staatsanwälten und Kriminalbeamten aus 
allen Bundesländern ermittelt sie Tatkomplexe und Tä-
terkreise, sucht alles erreichbare Dokumentenmaterial zu-
sammen, wertet dieses aus und klärt, welche heute noch 
verfolgbaren Täter bei bestimmten Tatkomplexen betei-
ligt waren. Die Vorbereitung mancher umfangreicher 
Verfahren nimmt allein in der »Zentralen Stelle« manch-
mal Jahre in Anspruch. Es müssen nicht nur Beschuldigte 
ausgeforscht, sondern diese müssen auch vernommen wer-
den. Oft sind mehrmalige Vernehmungen schon in diesem 
Verfahrensabschnitt notwendig, beispielsweise, wenn ent-
scheidende Widersprüche in den Vernehmungen mehrerer 
Beschuldigter auftauchen. Zeugen leben vielfach im Aus-
land. Nicht immer sind gerade sie gewillt auszusagen. Es 
kann auch nicht mit Zwang zur Aussage in Deutschland 
gegen diese Zeugen vorgegangen werden. Dokumente aus 
den Archiven Amerikas müssen mit Dokumenten aus der 
UdSSR, die hin und wieder auf die Tische deutscher Ge-
neralstaatsanwälte in den unpassendsten Augenblicken 
kommen, aber auch mit Dokumenten aus den Deutschen 
Zentralen verglichen werden. Diese vorprozessualen 
Schwierigkeiten verschieben die Terminpläne der »Zen-
tralen Stelle« und damit natürlich auch die der Staatsan-
waltschaften und Gerichte immer wieder. Eine weitere 
besondere Schwierigkeit liegt darin, daß es auch heute 
noch hin und wieder vorkommt, daß Polizeibeamte jetzt 
wieder die gleichen Funktionen ausüben wie nach 1933. 
Das führt dazu, daß der vorgenannte Personenkreis u. U. 
gegen Beschuldigte ermittelt, die man von früher her als 
Kollegen oder gar als Freunde kannte. In ganz besonders 
deutlichem Umfang tritt dies bei den Einsatzgruppenpro-
zessen in Erscheinung; viele Kriminalbeamte kamen nach 
1934 annähernd automatisch zum Sicherheitsdienst. 
Zahlreiche Kriminalbeamte kehrten 1945 und danach in 
ihre alten Amter zurück. Diese alten Kriminalbeamten 
kamen zu den Einsatzgruppen in erster Linie nicht des-
halb, um im Ausland Straftaten aufzudecken, sondern 
auch, um Hitlers Judentötungsbefehl auszuführen. Hier 
ließen sich auch einige Namen angesehener deutscher 
Nachkriegsbeamter nennen, die in Massentötungen ver-
strickt waren und mittlerweilen dafür auch zur Rechen-
schaft gezogen worden sind. Bei Staatsanwälten und 
Richtern gab es anfänglich ähnliche Schwierigkeiten. In-
zwischen sind derartige Probleme für diesen Personen-
kreis ausgeräumt, weil die Gesetzgebung Staatsanwälten 
und Richtern, die möglicherweise auch nur durch ihre 
Tätigkeit in Strafgerichten während der Zeit von 1933 
bis 1945 belastet sein konnten, einen Abschied aus dem 
Amt ermöglicht hat. 
Letztlich will ich auch nicht verschweigen, daß starke 
Hemmungen und Schwierigkeiten bei der Ermittlung und 
Verfolgung von NSG.-Verbrechen dadurch auftreten, daß 
zeitweise recht angesehene Persönlichkeiten des öffentli-
chen Lebens in der Bundesrepublik Deutschland in die 
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blutigen Ereignisse der Judentötungen einbezogen schie-
nen. Müssen wir uns wundern, daß zahlreiche doch sehr 
unbedarfte Zeugen nach diesen vielen Jahren in diesen 
Verfahren nichts mehr wissen, wenn die durch besondere 
Sachkunde und Verstand herausragenden Persönlichkei-
ten nicht nur behaupten, daß sie sich an nichts mehr erin-
nern können, sondern auch erklären, sie hätten von den 
Massentötungen erst nach deren Beginn, z. B. durch 
Fronturlauber erfahren? 

Immerhin, Sie wissen, die deutsche Justiz hat mit Hilfe 
der »Zentralen Stelle« viele große Tatkomplexe aufge-
klärt. Jeweils nach Abschluß eines vorbereitenden Ver-
fahrens leitet die »Zentrale Stelle« den gesammelten Vor-
gang an die zuständige Staatsanwaltschaft weiter. Diese 
Staatsanwaltschaft hat dann zu entscheiden, ob und ge-
gebenenfalls in welchem Umfang Anklage erhoben wer-
den soll, bzw. ob vorher noch eine gerichtliche Vorunter-
suchung durchgeführt werden soll. Ist die Anklage fertig-
gestellt, wird sie der zuständigen Strafkammer des Land-
gerichts, die über die Zulassung der Anklage und die 
Eröffnung des Hauptverfahrens zu entscheiden hat, zu-
geleitet. Jetzt werden Sie sicher verstehen, daß dieser 
langwierige Weg oft viele Jahre nur bis zum Beginn der 
Hauptverhandlung in Anspruch nimmt, und ich darf 
insoweit nur zur Erläuterung sagen, daß im Einsatzgrup-
penprozeß gegen 11 Angehörige des früheren Sonder-
kommandos 4 A die Ermittlungen von 1961 an liefen. 
Die Hauptverhandlung begann erst am 2. Oktober 1967. 
Das Urteil des Schwurgerichts wurde am 29. November 
1968 verkündet. Die Urteilsgründe wurden im Oktober 
1969 unterschrieben. Sie wurden alsdann den Beteiligten 
zugestellt. Wenn alles gut geht, wird der Bundesgerichtshof 
demnächst, vielleicht 1971/1972 zu einer Entscheidung 
kommen, die nach unserem Prozeßrecht aber noch nicht 
einmal die letzte Entscheidung in dieser Sache sein muß. 
Das sind dann rund 10 Jahre! 10 Jahre, in denen zahl-
reiche Kriminalbeamte, Staatsanwälte und Richter, aber 
auch sonstiges Personal der Justiz, zeitweise mit nichts 
anderem beschäftigt waren, als mit der Aufklärung einer 
Massentötung zwischen dem 22. 6. 1941 bis zum Frühjahr 
1942 im südlichen Teil von Rußland. 

Welch außergewöhnliche Aufgaben sind mit diesem Ver-
fahren den Gerichten übertragen worden! Sind sie ihnen 
gewachsen? Ist die Deutsche Strafprozeßordnung von 
1877 und das Gerichtsverfassungsgesetz aus dem gleichen 
Jahr, wenn auch beide mit zahlreichen Novellen bedacht, 
überhaupt ein geeignetes Mittel, Massenvernichtungsak-
tionen strafprozessual zu behandeln? Auch hierauf lassen 
Sie mich eine Antwort geben. 

In jedem Strafverfahren stellen die Angeklagten die 
Hauptperson dar. Um sie geht es. Sie werden verurteilt, 
wenn ihre Schuld einwandfrei feststeht. Sie werden frei-
gesprochen, wenn das Gericht von ihrer Schuldlosigkeit 
überzeugt ist oder wenn ihre Schuld nicht genügend si-
cher erwiesen ist. Die meisten Angeklagten in den NSG.-
Verfahren leugnen, sie bestreiten zum mindesten, selbst 
Schuld auf sich geladen zu haben. Dabei kommt ihnen so 
mancherlei zu Hilfe. Die Widerlegung ihrer Angaben 20 
bis 30 Jahre nach Tatbegehung stößt auf besondere 
Schwierigkeiten, vor allem in den Fällen, in denen keine 
Urkunden, aus denen sich ihre Schuld ergibt, erhalten 
geblieben sind. Interessanterweise haben z. B. die Ein-
satzgruppen des Sicherheitsdienstes befehlsgemäß ihre 
Massentötungen per Fernschreiben aus dem Osten nach 
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Deutschland durchgegeben. ] diese Urkunden siınd auch C1- dafß c1e sıch über Hergang, über Ort un e1t keinerlel
halten geblieben. Aber obwohl das RSHA 1941/1942 Notızen machen konnten, alle diese Dıinge bringen mıiıt
sicher nıcht den geringsten Z weite] deutschen Endsı:eg S1  ‚ da in Nur wenıgen Fällen derartıge Zeugenbekun-
gehabt haben dürfte, War INnan doch klug, auf dıesen dungen ZUT Täterüberführung ausreichen. \Wenn 388  — den
Meldungen dıie Namen der Beteiligten nıcht aufzuführen, Zeitablauf V O! jetzt mindestens Jahren un: noch mehr

dafß VOoO  z vornhereıin be] diesen Tatkomplexen nıcht der in Rechnung stellt, wenn 1INan bedenkt, daß eın torscher,
oder die Ausführenden der Tötungshandlung ekannt junger SD-Führer von 25 bis Jahren andere Gesichts-
sind, dagegen aber der 'Läterkreıs dem Umfang nach ab- zuge aufweist als eın gereitter, vielleicht schon ErSTAautCcr
grenzbar Ist. Deshalb mussen W1e In vielen NSG.-Ver- Mann zwiıischen und Jahren, ekommt 111  3 Ver-

ständnıs dafür, dafß auch das menschliche Gehirn dazufahren auch hier Zeugenvernehmungen ZUur Wahr-
heitsfindung beitragen. hber meıne VDamen un Herren, neigt, nach langer e1it Dıngze, dıe tatsächlich vorgefal-
w usS bedeuten Zeugenaussagen schon? Wer auch Nur . len sınd, aut DPersonen proJıziıeren, die in Wirklichkeit
nähernd eın Sanz wenig Von Kriminologie un Psycholo- nıcht die 'Täter {1)as hbedeutet für eın Gericht aber,
z1€ versteht, der weißß, dafß schon ın BallZ eintach gelager- da{ß 2uch diese menschlichen Schwächen berücksichtigt
ten Stratprozessen Zeugenbekundungen ygrundsätzlich mıt werden mussen. Dann kommt VOoTr, daß Zeugen, die 1m
Zurückhaltung gegenübergetreten werden mufß Ich 11] Ermittlungsverfahren eınen Sachverhalt als cselbet erlehr
hıer Sa nicht auf die Frage der Zeugentüchtigkeıit, geschildert haben, 1n der Hauptverhandlung, un allein
des Wahrnehmungsvermögens, des Erinnerungsvermö- aut diese kommt bei der Urteilsfindung Ä bekennen
SCS un des Darstellungsvermögens un auch nıcht auf mussen, dn SlCh N1C eıgene Erlebnisse, sondern
die Probleme der Glaubwürdigkeit sprechen kommen. Kenntnis Nur VO Hörensagen handelt. Idiese mittel-
] diese sind Vo  e} berutener Seite ın aller Deutlichkeit klar- bharen Zeugenbekundungen SsSetzien naturlich den Wert
gelegt worden. Fest steht, daß die Vernehmung VO  — Zeu- der Aussage Vo  3 vornherein herab, ınsbesondere dann,
gen Sachverhalten, dıe Jahre und länger zurück hie- WEeNN Manl die Gewährsperson, von der INnd  an die » Llater-

ebnisse« berichtet bekommen hat, nıcht kennt oder aucho  CN, besondere Schwierigkeiten umfaßfßt. Ideale Tatzeu-
SCIl, flr die NSG.-Verfahren Personen, die weder nıcht kennen wıll Wenn wır uns L1U'  ' noch klarmachen,

dem Kreıis der Täter noch ZUuU Kreıis der Opter Be- da jede Zeugenvernehmung nıcht 1UI- Rücksichtnahme
zıehungen gehabt baben un eshalb In der Lage wären, auf Gesundheit und psychische Belastung der Zeugen,
objektiv diıe damalıgen Geschehnisse ecobachten, teh- sondern ebenfalls auf die Angeklagten, VO: Gericht un
ien in den allermeisten Fiällen. ıcht UIMSONST W ar den weiblichen Laienrichtern dl ıch SAl nıcht SDIC-
Angehörigen der Deutschen Wehrmacht verboten, beı Ju- chen, ordert, können S12 CIMESSCH, daß beispielsweise
denexekutionen ın der anwesend SEIN. Verstie- dıe Vernehmung einer überlebenden Tatzeugın, dıe in
ßRen S1e dieses Verbot, W AUS hın un wiıeder Neugie- dem CISteEeN Auschwitzprozedf ‚Cec1NOIMMIMMNEN wurde, mehrere
rıge risklerten, drohte ıhnen der Befehl, den 'L 5ö- Tage dauerte. Und Ihnen hier eınen weıiteren Einblick
tungshandlungen teilnehmen mussen. Kkamen geschlos- geben: Rund 400 Zeugen hat das Schwurgericht in
SseIle deutsche Einheiten zufällig eıner Exekutionsstätte diesem Verfahren TNOIMMMN:

vorbei, erhielten S1e eın Schweigeverbot. Irotzdem, hın Gerade MITt diesen Zeugen, die als ehemalige Vertolgteun wieder findet 114  a\ heute rühere eutsche Soldaten, oder deren Angehörige AUS dem Ausland kommen, W CI -
die Tatzeugen 1. Ihre Bekundungen siınd dann auch den die Schwierigkeiten vVon Tag Tag größer. Immer
mMeist VOoO  a eıner vewıssen Nüchternheit un Klarheıit g- öfter weıgern sich die Zeugen, nach Deutschland kom-
tragen, weıl S11 weder MITt dem einen noch MI1 dem ande- 1LLLEINNL. Dıie eiınen wollen sıch mM1 den Dıingen, die bereits 1NSs
fen Personenkreıs solidarisch sind. Allerdings haben 1E Unterbewußfltsein sind, nıcht mehr konfrontieren
eınen wesentlichen, cehr entscheidenden Mangel, Diese lassen, andere können S1C] nıcht bestimmte prozessuale,
Zeugen kannten weder damals noch heute dıe der gerade noch zulässige oder aAuch nıcht mehr zugelassene
Exekution beteiligten Personen, daß N{is in der Regel Vernehmungsmethoden einzelner Prozeßbeteiligter gCc-
W ar ZUr Sachverhaltsschilderung, nıcht aber ZUr her- wöhnen, un S1e scheuen sıch dann insbesondere, eın wel-
führung Von Tätern geeıgnet sind. CCS Mal[T in dıie Bundesrepublik reısen. TJas tührt dazu,
Denkt T1  — dagegen die große Gruppe der Zeugen, dafß die Gerichte in Zukunft ımmer häufiger ohne DECI-

Snl  chen Eindruck VOoO  3 dem VWert oder Unwert,die über Dınge Auskunft geben sollen, dıe s1e un _-

vorstellbar schweren Umständen erlehrt haben, beweiıst insbesondere aber VO  — der Glaubwürdigkeit der Zeugen-
in vielen Fiällen das Auttreten dieser Personen, daß dıe te] auskommen MUussen. Entweder mussen dann die-

Aussagen durch kommissarısche Vernehmungen,den Opfern un ıhren Angehörigen veschlagenen W un-
den ın cehr vielen Fällen eben nicht verheilt sSind. ])as durch Vernehmungen beauftragter oder ersuchter Rıchter

oder konsularischer Vertreter Wohnort der Zeugen,Wort » Zeıt heilt Wunden« oilt nıcht ımmer un nıcht
überall. Wenn S1e z. B eınen Blick in dıe Zeitschriften TSECIZT werden, W 45 diese ur1e DSESASL erheblich E1NL-

der Heimatvertriebenen in der Bundesrepublik Deutsch- WETrTET, oder aber die Gerichte mussen den Wohnort
der Zeugen ahren, W 25 eıner erheblichen Verzögerungand werfen, bedarf CN keiner großen Mühe, dafß mMan

auch bei diesen Verbänden nıcht immer der Meınung 1St, der Prozeßabwicklung führt
dafß die e1it Wunden heilt Diese Zeugen sind einfach Meıne Damen un Herren, ıch wollte VO  . den Angeklag-
häufig überfragt un überfordert. Idie massenweise 'IÖö- ten sprechen un habe jetzt vieles VO eiıner Zeugengrup-
tung beispielsweıse im Konzentrationslager Auschwitz, peC berichtet. Lassen Gje mich, bevor ıch ZUu. Abschlufß

wıeder den Angeklagten und deren Probleme zurück-die gewissermaßen ZzZu täglichen TOot geworden Wäar,
das unerme(ßliche Leid un dıe ununterbrochene ngst komme, noch VO  a eıner anderen Zeugengruppe berichten,

das nackte Leben, denen diese Zeugen diese nämlich VoO derjenigen, die AUS der Umgebung der An-
Tötungen mıiterlebhr haben, dıe Tatsache, dafß die Namen geklagten kommen. Mırt ıhr gibt ın der Regel keine
der 'Täter den Zeugen /7zumelst Sar nıcht ekannt N, Schwierigkeiten bei der Ladung. Meiıst VO  3 der vorher

/

Deutschland durchgegeben. Diese Urkunden sind auch er-
halten geblieben. Aber obwohl das RSHA 1941/1942 
sicher nicht den geringsten Zweifel am deutschen Endsieg 
gehabt haben dürfte, war man doch so klug, auf diesen 
Meldungen die Namen der Beteiligten nicht aufzuführen, 
so daß von vornherein bei diesen Tatkomplexen nicht der 
oder die Ausführenden der Tötungshandlung bekannt 
sind, dagegen aber der Täterkreis dem Umfang nach ab-
grenzbar ist. Deshalb müssen — wie in vielen NSG.-Ver-
fahren — auch hier Zeugenvernehmungen zur Wahr-
heitsfindung beitragen. Aber meine Damen und Herren, 
was bedeuten Zeugenaussagen schon? Wer auch nur an-
nähernd ein ganz wenig von Kriminologie und Psycholo-
gie versteht, der weiß, daß schon in ganz einfach gelager-
ten Strafprozessen Zeugenbekundungen grundsätzlich mit 
Zurückhaltung gegenübergetreten werden muß. Ich will 
hier gar nicht auf die Frage der Zeugentüchtigkeit, d. h. 
des Wahrnehmungsvermögens, des Erinnerungsvermö-
gens und des Darstellungsvermögens und auch nicht auf 
die Probleme der Glaubwürdigkeit zu sprechen kommen. 
Diese sind von berufener Seite in aller Deutlichkeit klar-
gelegt worden. Fest steht, daß die Vernehmung von Zeu-
gen zu Sachverhalten, die 20 Jahre und länger zurücklie-
gen, besondere Schwierigkeiten umfaßt. Ideale Tatzeu-
gen, d. h. für die NSG.-Verfahren Personen, die weder 
zu dem Kreis der Täter noch zum Kreis der Opfer Be-
ziehungen gehabt haben und deshalb in der Lage wären, 
objektiv die damaligen Geschehnisse zu beobachten, feh-
len in den allermeisten Fällen. Nicht umsonst war es z. B. 
Angehörigen der Deutschen Wehrmacht verboten, bei Ju-
denexekutionen in der UdSSR anwesend zu sein. Verstie-
ßen sie gegen dieses Verbot, was hin und wieder Neugie-
rige riskierten, so drohte ihnen der Befehl, an den Tö-
tungshandlungen teilnehmen zu müssen. Kamen geschlos-
sene deutsche Einheiten zufällig an einer Exekutionsstätte 
vorbei, so erhielten sie ein Schweigeverbot. Trotzdem, hin 
und wieder findet man heute frühere deutsche Soldaten, 
die Tatzeugen waren. Ihre Bekundungen sind dann auch 
meist von einer gewissen Nüchternheit und Klarheit ge-
tragen, weil sie weder mit dem einen noch mit dem ande-
ren Personenkreis solidarisch sind. Allerdings haben sie 
einen wesentlichen, sehr entscheidenden Mangel. Diese 
Zeugen kannten weder damals noch heute die an der 
Exekution beteiligten Personen, so daß sie in der Regel 
zwar zur Sachverhaltsschilderung, nicht aber zur Über-
führung von Tätern geeignet sind. 

Denkt man dagegen an die große Gruppe der Zeugen, 
die über Dinge Auskunft geben sollen, die sie unter un-
vorstellbar schweren Umständen erlebt haben, so beweist 
in vielen Fällen das Auftreten dieser Personen, daß die 
den Opfern und ihren Angehörigen geschlagenen Wun-
den in sehr vielen Fällen eben nicht verheilt sind. Das 
Wort »Zeit heilt Wunden« gilt nicht immer und nicht 
überall. Wenn Sie z. B. einen Blick in die Zeitschriften 
der Heimatvertriebenen in der Bundesrepublik Deutsch-
land werfen, so bedarf es keiner großen Mühe, daß man 
auch bei diesen Verbänden nicht immer der Meinung ist, 
daß die Zeit Wunden heilt. Diese Zeugen sind einfach 
häufig überfragt und überfordert. Die massenweise Tö-
tung beispielsweise im Konzentrationslager Auschwitz, 
die gewissermaßen zum täglichen Brot geworden war, 
das unermeßliche Leid und die ununterbrochene Angst 
um das nackte Leben, unter denen diese Zeugen diese 
Tötungen miterlebt haben, die Tatsache, daß die Namen 
der Täter den Zeugen zumeist gar nicht bekannt waren, 

daß sie sich über Hergang, über Ort und Zeit keinerlei 
Notizen machen konnten, alle diese Dinge bringen es mit 
sich, daß in nur wenigen Fällen derartige Zeugenbekun-
dungen zur Täterüberführung ausreichen. Wenn man den 
Zeitablauf von jetzt mindestens 25 Jahren und noch mehr 
in Rechnung stellt, wenn man bedenkt, daß ein forscher, 
junger SD-Führer von 25 bis 30 Jahren andere Gesichts-
züge aufweist als ein gereifter, vielleicht schon ergrauter 
Mann zwischen 50 und 55 Jahren, so bekommt man Ver-
ständnis dafür, daß auch das menschliche Gehirn dazu 
neigt, nach so langer Zeit Dinge, die tatsächlich vorgefal-
len sind, auf Personen zu projizieren, die in Wirklichkeit 
nicht die Täter waren. Das bedeutet für ein Gericht aber, 
daß auch diese menschlichen Schwächen berücksichtigt 
werden müssen. Dann kommt es vor, daß Zeugen, die im 
Ermittlungsverfahren einen Sachverhalt als selbst erlebt 
geschildert haben, in der Hauptverhandlung, und allein 
auf diese kommt es bei der Urteilsfindung an, bekennen 
müssen, daß es sich nicht um eigene Erlebnisse, sondern 
um Kenntnis nur vom Hörensagen handelt. Diese mittel-
baren Zeugenbekundungen setzten natürlich den Wert 
der Aussage von vornherein herab, insbesondere dann, 
wenn man die Gewährsperson, von der man die »Tater-
lebnisse« berichtet bekommen hat, nicht kennt oder auch 
nicht kennen will. Wenn wir uns nun noch klarmachen, 
daß jede Zeugenvernehmung nicht nur Rücksichtnahme 
auf Gesundheit und psychische Belastung der Zeugen, 
sondern ebenfalls auf die Angeklagten, vom Gericht und 
z. B. den weiblichen Laienrichtern will ich gar nicht spre-
chen, fordert, so können Sie ermessen, daß beispielsweise 
die Vernehmung einer überlebenden Tatzeugin, die in 
dem ersten Auschwitzprozeß vernommen wurde, mehrere 
Tage dauerte. Und um Ihnen hier einen weiteren Einblick 
zu geben: Rund 400 Zeugen hat das Schwurgericht in 
diesem Verfahren vernommen. 

Gerade mit diesen Zeugen, die als ehemalige Verfolgte 
oder deren Angehörige aus dem Ausland kommen, wer-
den die Schwierigkeiten von Tag zu Tag größer. Immer 
öfter weigern sich die Zeugen, nach Deutschland zu kom-
men. Die einen wollen sich mit den Dingen, die bereits ins 
Unterbewußtsein getreten sind, nicht mehr konfrontieren 
lassen, andere können sich nicht an bestimmte prozessuale, 
gerade noch zulässige oder auch nicht mehr zugelassene 
Vernehmungsmethoden einzelner Prozeßbeteiligter ge-
wöhnen, und sie scheuen sich dann insbesondere, ein zwei-
tes Mal in die Bundesrepublik zu reisen. Das führt dazu, 
daß die Gerichte in Zukunft immer häufiger ohne per-
sönlichen Eindruck von dem Wert oder Unwert, d. h. 
insbesondere aber von der Glaubwürdigkeit der Zeugen-
aussagen auskommen müssen. Entweder müssen dann die-
se Aussagen durch kommissarische Vernehmungen, d. h. 
durch Vernehmungen beauftragter oder ersuchter Richter 
oder konsularischer Vertreter am Wohnort der Zeugen, 
ersetzt werden, was diese — wie gesagt — erheblich ent-
wertet, oder aber die Gerichte müssen an den Wohnort 
der Zeugen fahren, was zu einer erheblichen Verzögerung 
der Prozeßabwicklung führt. 

Meine Damen und Herren, ich wollte von den Angeklag-
ten sprechen und habe jetzt vieles von einer Zeugengrup-
pe berichtet. Lassen Sie mich, bevor ich zum Abschluß 
wieder zu den Angeklagten und deren Probleme zurück-
komme, noch von einer anderen Zeugengruppe berichten, 
nämlich von derjenigen, die aus der Umgebung der An-
geklagten kommen. Mit ihr gibt es in der Regel keine 
Schwierigkeiten bei der Ladung. Meist — von der vorher 
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angedeuteten Prominenz abgesehen wohnen S1ie in der Als Zeuge VO:  $ der Strafverfolgungsbehörde bemührt WUur-

Bundesrepublik, un S1E sind ım Gehorsamsdenken de Deshalb verhiält sıch diese Zeugengruppe oft dement-
CI worden, da jeder einzelne aus dieser Gruppe sprechend un erinnert siıch nıchts mehr. S1e kennt
pünktlich VOT Gericht erscheint. Das 15t 1aber auch WweIlt- vielfach 1LUF eın müdes, bedauerndes Achselzucken. Siıe
vehend alles, WdS mi1t dieser Zeugengruppe anzufangen mufß uch damıt rechnen, dafß WENN S1€E erklärt, der oder
ISE Sie kannn mıt den Worten charakterisiert werden: »Ich jener War bei dieser Aktion in irgendeiner die Tötung
weıiß nıcht mehr, oder ıch kann mich nıcht mehr erın- fördernden Art und Weise beteıuligt, da{fß möglicherweise
CIN.« Keın anderer Satz F17r ın NSG.-Prozessen hiäufl- V  —$ eiınem Angeklagten DESAHT werden könnte, Jetzt hast
C Als diese Wendung, und in der Tat erscheint nach den Du INIC| 11NSs Unglück gebracht, I1U  _ packe ıch 1ber auch
vielen Jahren zunäichst ine derartige Äntwort auch nahe- über dich das AUS, w as bisher noch 1n keinem gerichtlıchenlLegend, WE nıcht einleuchtend sEe1IN. Ist das Vorgang enthalten 1SE. Es kommt hINZU, da{s außerhalb
aber wirklıch 5! meıne Damen un Herren? des Gerichtssaales, die Zeugen befinden sıch Ja 1n aller
Wenn WIr uns diese Zeugen niäher anschauen, fällt Regel auf freiem Fuß, diese Zeugengruppe häufig Eın-
zunächst auf, dafs 19008  » doch Unterschiede ıhnen lüssen un: Beeinflussungen unterlıegt, die VO Gericht
machen kann. Einmal tretfen 1Nsoweıt die schon rechts- W ar hın und wieder erkannt un dann angedeutet, N1e-
kräftig abgeurteilten früheren Mıttäter oder auch die mals 1ber kontrolliert oder Sal unterbunden werden

können. SO haben WIr 1n zahlreichen Verfahren ımmerVorgesetzten der Jetzt angeklagten Personen auf, die tei  1-
Wweise lange, SSa lebenslange Freiheitsstrafen V1 - wieder das yleiche Bild Zeugen marschleren auf, VO  }
büßen werden. Die Aussage dieses Personenkreises wird denen INa  D 1m Grunde IN gene1gt se1n könnte, S1€e
me1ıst Von der schweren Hypothek belastet, A2ß durch Aals Gehilfen oder auch Als Mıttäter sehen; Zeugen, dAze
derartige Aussagen die Angeklagten niıher ine Ver- sıch vielfach selbsrt offenkundig nıcht SAn Ffreı VOlI1 1NOTra-

urteilung herangeführt werden. Erstaunlicherweise kön- lischer oder sıttlicher, teilweise bS4 stratfrechtlicher
nen dıe Zeugen oft recht exakte Angaben ..  ber das Vor- Schuld fühlen. Zeugen, die mi1t den Angeklagten ın einem

‚OO saßen un dıe eshalb keinen reinen Tisch machen.feld der Kriegsvorbereitungen machen un W 4A5 noch auf-
tälliger iSt, S1€e wiıdersprechen sıch azuch recht selten ıin der Zeugen, dıe nıcht mehr erinnert werden wollen, die 1aber
rage des Kernbereichs dieser Zeugenaussagen, wann auch schweigen, selbsr dort schweigen, das, W ads S1€e
namlıch dem Führerkorps der Eınsatzgruppen der allge- hätten, längst aktenkundig un ın Dokumenten fest-
meıne Judentötungsbefehl ekannt gyemacht wurde. gehalten 1St, Ja die celbst dann in der Verhandlung weder
dartf hlıer aber uch darauf hinweisen, daß WIr bei derar- Rede noch Antwort stehen, W eNl das, W AS S1Ee AUSZUSAagenN
tigen Zeugen auch weitgehend teststellen können, dafß S1€ hätten, SE oder andere 1in SAr keiner Welise belasten WUr-
ın der Hauptverhandlung über die Miıtwirkung V OIl — de Letzteres o1lt iınsbesondere für die Fälle, in denen
veklagten Personen recht SCHNAUC Angaben machen in dıiese Zeugen über sıch bis dahin Ballz klar gelagerte
der Lage sind. Ich meıne, dafs na  } SCn kann, dafß Cie Fille bekunden ollen, un S1€e früher, VOTr der Haupt-
Ursache für den Inhalrt der Aussagen dieser Zeugengrup- verhandlung, uch widerspruchslos und übereinstimmend
PC hierfür einma! darın gesehen werden kann, daß 1b- MIit anderen Zeugenbekundungen ın dem oder Jjenem Fall
veurteilte Zeugen, iınsbesondere dann, WE 1E€ sich 1n der den erınen oder ınderen Angeklagten siıcher un damit
Strafverbüßung befinden, nıcht mehr, oder ZU minde- schwer belastet haben Wiıe ofrt erleben WIr Rıchter ın
sten nıcht mehr 1m vollen Umfang, der eigenen Schonung der Hauptverhandlung, dafß e1in Zeuge der völlig
bedürfen. Ihre Taten sind entdeckt, verfolgt un der anders velagerten Situation der Gegenüberstellung, 1n
Sühne zugeführt. Sie haben Melst nıchts mehr verber- der doch MmMelst sehr ZESPANNLEN Sıtuation eiıner öffenrtli-
gCnN, weıl hre Vergangenheıt nıcht mehr im Dunkeln hen Verhandlung, Sdahnz anderes AauSSagt Als das,
liegt, sondern offen £ür alle Welt A115 Tageslıcht gerückt W”AdS früher bei Kriminalpolizeı, be; der Staatsanwalt-
worden SE, Hınzu kommt insoweit, dafß gerade diese schaft oder beı dem Untersuchungsrichter ausgesagt hat
Zeugen hın un wieder 4uch durch Strafe un Strafver- Viele ursprünglıch cschwer belastende Zeugenaussagenbüßung, durch Selbstbesinnung ZUur inneren Eıinkehr, ZUF werden 11 der Hauptverhandlung zurückgenommen, un
Ruhe un Frieden mit sıch selbst, ZUr Eınsicht, gekommen wer das Strafprozeßrecht VO Kulturvölkern kennt,
sind un manchmal echte Keue erkennen lassen. weiß, da{fß ILUFE das Gegenstand eıner Verurteijlung seiın
Die Draxıs zeıgt uUuls aber, dafs nıcht [LUT diese Zeugen kann, Was ZUuU Inhalrt un Ergebnis dieser Verhandlung
oIbt. 1e] problematischer ISt MIt den Zeugen, die wurde. Und WCNnNnN Sie ILU  — bedenken, dafs gerade in Fın-
ben den Angeklagten tiwa 1m gleichen Rang oder U1 SAatZgSrupPCHPTOZESSCH diese Zeugengruppe der Zahl nach
fähr in derselben Dienststellung, 1n derselben Einheit erheblich überwiegt, denn die Opfer sind in den aller-
oder eıner Nachbarformation der Angeklagten standen. meisten Fällen ZU: Schweigen gebracht worden, dann
In der Tat, nıcht ILUF den Laijenrichtern 1St ınsbesondere hoffe ıch 15t mir gelungen, Ihnen klargemacht

Antfang vVvon Massentotungsprozessen manchmal — haben, W1e schwer CX einem Gericht gemacht Wr  d, sıch
heute eın wahnrheitsgetreues Bıld über die Vorgangeklar und oft recht unverständlich, aru Herr ANSC-
verschaffen, über die urteilen hat Vielleicht wirdklagt  >3 b7zwr Herr Y Zeuge 1SEt., 111 hler 1LUFr

ANZ behutsam andeuten, daß dıie Ursachen für diese dem einen oder aAnderen Von Ihnen hierdurch 1„ber auch
Auswahl hıe Zeuge, hie Angeklagter im allgeme1- annähernd verständlich, wWw1eS0 in zahlreichen Fillen
nen ım Laufe eınes Verfahrens verständlicher werden, AaUuS der Laijensphäre heraus unverständlich milde
un: da da un dort AUSs den Zeugen jenes Vertahrens geurteilt wird. Meiıne Damen un Herren, unterliegt
spater In anderen, AUS dem ersten Prozefß hervorgegan- keinem Zweifel, daß der schuldige Mörder, seINn Mıttäter

oder Gehilte eıner gerechten Strafe zugeführt werdenSCNEN Vertahren 4 uch Angeklagte geworden 5111  d. nde-
rerseits kann INSOWeIit 4uch nıcht verschwıegen werden, mu{ Gerade WIir aber, dıe wır u15 MI dem Nat:onalso-
dafß nıcht in jedem Fall un nıcht restlos ımmer Klarheıt z1ialısmus un seinen Grundlagen auseinandersetzen,
arüber schaften ist, LU  ; dieser Zeuge lediglich mussen uUu1ls VOT den Fehlern hüten, die durch die S05

angedeuteten Prominenz abgesehen — wohnen sie in der 
Bundesrepublik, und sie sind im Gehorsamsdenken so 
erzogen worden, daß jeder einzelne aus dieser Gruppe 
pünktlich vor Gericht erscheint. Das ist aber auch weit-
gehend alles, was mit dieser Zeugengruppe anzufangen 
ist. Sie kann mit den Worten charakterisiert werden: »Ich 
weiß es nicht mehr, oder ich kann mich nicht mehr erin-
nern.« Kein anderer Satz fällt in NSG.-Prozessen häufi-
ger als diese Wendung, und in der Tat erscheint nach den 
vielen Jahren zunächst eine derartige Antwort auch nahe-
liegend, wenn nicht sogar einleuchtend zu sein. Ist das 
aber wirklich so, meine Damen und Herren? 

Wenn wir uns diese Zeugen näher anschauen, so fällt 
zunächst auf, daß man doch Unterschiede unter ihnen 
machen kann. Einmal treten insoweit die schon rechts-
kräftig abgeurteilten früheren Mittäter oder auch die 
Vorgesetzten der jetzt angeklagten Personen auf, die teil-
weise lange, u. U. sogar lebenslange Freiheitsstrafen ver-
büßen werden. Die Aussage dieses Personenkreises wird 
meist von der schweren Hypothek belastet, daß durch 
derartige Aussagen die Angeklagten näher an eine Ver-
urteilung herangeführt werden. Erstaunlicherweise kön-
nen die Zeugen oft recht exakte Angaben über das Vor-
feld der Kriegsvorbereitungen machen und was noch auf-
fälliger ist, sie widersprechen sich auch recht selten in der 
Frage des Kernbereichs dieser Zeugenaussagen, wann 
nämlich dem Führerkorps der Einsatzgruppen der allge-
meine Judentötungsbefehl bekannt gemacht wurde. Ich 
darf hier aber auch darauf hinweisen, daß wir bei derar-
tigen Zeugen auch weitgehend feststellen können, daß sie 
in der Hauptverhandlung über die Mitwirkung von an-
geklagten Personen recht genaue Angaben zu machen in 
der Lage sind. Ich meine, daß man sagen kann, daß die 
Ursache für den Inhalt der Aussagen dieser Zeugengrup-
pe hierfür einmal darin gesehen werden kann, daß ab-
geurteilte Zeugen, insbesondere dann, wenn sie sich in der 
Strafverbüßung befinden, nicht mehr, oder zum minde-
sten nicht mehr im vollen Umfang, der eigenen Schonung 
bedürfen. Ihre Taten sind entdeckt, verfolgt und der 
Sühne zugeführt. Sie haben meist nichts mehr zu verber-
gen, weil ihre Vergangenheit nicht mehr im Dunkeln 
liegt, sondern offen für alle Welt ans Tageslicht gerückt 
worden ist. Hinzu kommt insoweit, daß gerade diese 
Zeugen hin und wieder auch durch Strafe und Strafver-
büßung, durch Selbstbesinnung zur inneren Einkehr, zur 
Ruhe und Frieden mit sich selbst, zur Einsicht, gekommen 
sind und manchmal echte Reue erkennen lassen. 

Die Praxis zeigt uns aber, daß es nicht nur diese Zeugen 
gibt. Viel problematischer ist es mit den Zeugen, die ne-
ben den Angeklagten etwa im gleichen Rang oder unge-
fähr in derselben Dienststellung, in derselben Einheit 
oder einer Nachbarformation der Angeklagten standen. 

In der Tat, nicht nur den Laienrichtern ist insbesondere 
am Anfang von Massentötungsprozessen manchmal un-
klar und oft recht unverständlich, warum Herr X ange-
klagt, bzw. warum Herr Y Zeuge ist. Ich will hier nur 
ganz behutsam andeuten, daß die Ursachen für diese 
Auswahl — hie Zeuge, hie Angeklagter — im allgemei-
nen im Laufe eines Verfahrens verständlicher werden, 
und daß da und dort aus den Zeugen jenes Verfahrens 
später in anderen, aus dem ersten Prozeß hervorgegan-
genen Verfahren auch Angeklagte geworden sind. Ande-
rerseits kann insoweit auch nicht verschwiegen werden, 
daß nicht in jedem Fall und nicht restlos immer Klarheit 
darüber zu schaffen ist, warum nun dieser Zeuge lediglich 

als Zeuge von der Strafverfolgungsbehörde bemüht wur-
de. Deshalb verhält sich diese Zeugengruppe oft dement-
sprechend und erinnert sich an nichts mehr. Sie kennt 
vielfach nur ein müdes, bedauerndes Achselzucken. Sie 
muß auch damit rechnen, daß wenn sie erklärt, der oder 
jener war bei dieser Aktion in irgendeiner die Tötung 
fördernden Art und Weise beteiligt, daß möglicherweise 
von einem Angeklagten gesagt werden könnte, jetzt hast 
Du mich ins Unglück gebracht, nun packe ich aber auch 
über dich das aus, was bisher noch in keinem gerichtlichen 
Vorgang enthalten ist. Es kommt hinzu, daß außerhalb 
des Gerichtssaales, die Zeugen befinden sich ja in aller 
Regel auf freiem Fuß, diese Zeugengruppe häufig Ein-
flüssen und Beeinflussungen unterliegt, die vom Gericht 
zwar hin und wieder erkannt und dann angedeutet, nie-
mals aber kontrolliert oder gar unterbunden werden 
können. So haben wir in zahlreichen Verfahren immer 
wieder das gleiche Bild. Zeugen marschieren auf, von 
denen man im Grunde genommen geneigt sein könnte, sie 
als Gehilfen oder auch als Mittäter zu sehen; Zeugen, die 
sich vielfach selbst offenkundig nicht ganz frei von mora-
lischer oder sittlicher, teilweise sogar strafrechtlicher 
Schuld fühlen. Zeugen, die mit den Angeklagten in einem 
Boot saßen und die deshalb keinen reinen Tisch machen. 
Zeugen, die nicht mehr erinnert werden wollen, die aber 
auch schweigen, selbst dort schweigen, wo das, was sie zu 
sagen hätten, längst aktenkundig und in Dokumenten fest-
gehalten ist, ja die selbst dann in der Verhandlung weder 
Rede noch Antwort stehen, wenn das, was sie auszusagen 
hätten, sie oder andere in gar keiner Weise belasten wür-
de. Letzteres gilt insbesondere für die Fälle, in denen 
diese Zeugen über an sich bis dahin ganz klar gelagerte 
Fälle bekunden sollen, und wo sie früher, vor der Haupt-
verhandlung, auch widerspruchslos und übereinstimmend 
mit anderen Zeugenbekundungen in dem oder jenem Fall 
den einen oder anderen Angeklagten sicher und damit 
schwer belastet haben. Wie oft erleben wir Richter es in 
der Hauptverhandlung, daß ein Zeuge unter der völlig 
anders gelagerten Situation der Gegenüberstellung, in 
der doch meist sehr gespannten Situation einer öffentli-
chen Verhandlung, etwas ganz anderes aussagt als das, 
was er früher bei Kriminalpolizei, bei der Staatsanwalt-
schaft oder bei dem Untersuchungsrichter ausgesagt hat. 
Viele ursprünglich schwer belastende Zeugenaussagen 
werden in der Hauptverhandlung zurückgenommen, und 
wer das Strafprozeßrecht von Kulturvölkern kennt, 
weiß, daß nur das Gegenstand einer Verurteilung sein 
kann, was zum Inhalt und Ergebnis dieser Verhandlung 
wurde. Und wenn Sie nun bedenken, daß gerade in Ein-
satzgruppenprozessen diese Zeugengruppe der Zahl nach 
erheblich überwiegt, denn die Opfer sind in den aller-
meisten Fällen zum Schweigen gebracht worden, dann — 
so hoffe ich — ist es mir gelungen, Ihnen klargemacht zu 
haben, wie schwer es einem Gericht gemacht wird, sich 
heute ein wahrheitsgetreues Bild über die Vorgänge zu 
verschaffen, über die es zu urteilen hat. Vielleicht wird 
dem einen oder anderen von Ihnen hierdurch aber auch 
annähernd verständlich, wieso in zahlreichen Fällen — 
aus der Laiensphäre heraus — so unverständlich milde 
geurteilt wird. Meine Damen und Herren, es unterliegt 
keinem Zweifel, daß der schuldige Mörder, sein Mittäter 
oder Gehilfe einer gerechten Strafe zugeführt werden 
muß. Gerade wir aber, die wir uns mit dem Nationalso-
zialismus und seinen Grundlagen auseinandersetzen, 
müssen uns vor den Fehlern hüten, die durch die sog. 
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Rechtsprechung der Natıionalsozialısten begangen WU1- Und stießen S1€E dann ZUT unzufriedene An-
den Wır haben nıcht »AÄuge Auge oder Zahn gestellte, Junge Studenten, deren Eltern als Geschäftsleute
Zahn« entscheiden, sondern dort, WIr Zweıfel ha- in Konkurs geraten n, weıl die wirtschaftlichen Ver-
ben, mu{(ß sıch das (zunsten einer höheren un viel-
teicht geläuterten Rechtsordnung un damıt unsten

hältnısse ıhr kleines Handwerkergeschäft Grunde SCrichtet hatten, Junge Beamte Miıt einer Famıilie, die siıchder Angeklagten auswıirken. erhofften, dA4fß re Bezüge nıcht durch Notverordnungenstark reduziert, sondern durch Aufbauarbeit erhöht WCI-Und damıt bın iıch noch einmal! bei den Angeklagten,
denen ıch abschließend noch eın Paar Worte wıdmen den konnten, Unternehmer, Geschäftsleute, Handwerker
möchte. Was sınd das tür Menschen, dıe sıch h:  1l1er VeEer- un Fabrikdirektoren, S1e alle kamen zunächst jedenfalls
ANLWOrtIen haben? nıcht, einen uecn Krieg VO Zaune brechen, nıcht

Bomben über friedliche Stäidte abzuwerfen un schonF 1Sf csehr schwer wenn nıcht unmöglich hier ıne
allgemeingültige Beurteilung oder Charakterisierung der Sar nıcht, Massentötungen bestimmten Personen
Tätertypen für NSCG.-Prozesse vorzunehmen. Sıe W1SSeN, vorzunehmen. Sıe erhofften SIC| Freiheit nach außen und

wırtschaftliche Stabilität nach innen. Der Nährboden wWAadlrdafß die Kriminologie war nach dem Deliktscharakter
bestimmte Tätertypen kennzeichnet. SO kennen WIr eCtw4a

zwıschen 1930 un 1933 ın Deutschland 1U  — einma|l
gzUunst1ig, dA4ß das Anwachsen der melst ohne Jeg-den Iyp des »Betrügers«, vielleicht auch den des » Die-

bes« oder »Einbrechers«, auch den des »Sittlichkeitsver- ıche Vorkontrolle, ohne exaktes Studium des Parteipro-
brechers« SOWIE den der »gewerbsmäßigen Abtreiberin«. STAMMES, in aller ege völlig kritiklos erfolgte. In

vielen Fällen schreckte nıcht einma! ab, da{fß schon VOrBei al diesen Straftaten weısen die T:  Ater estimmte
gleiche oder Ahnliche Persönlichkeitsmerkmale AUS5, Bei 1933 durch die Gliederungen der hal polıtischen

AÄuseinandersetzungen zahlreiche Menschen ihr Leben lac-vorsätzlichen Tötungsdelıkten iSt das schon anders. Tö-
tungsdelikte siınd nıcht einen bestimmten Tätertyp g—

SCI1 mußten. Denn das War INAan gewöhnt. Ging denn
bunden: S1€ werden 1ın allen Ländern, AUS allen Reihen Z.. die KPD eiınen anderen Weg? Ich meıne, meılıne cechr

verehrten Zuhörer, his dabhin musse I1a sıch cchr prüfen,der Bevölkerungsschichten, AUS den verschiedenartigsten
(Gsründen begangen. Wır können also kriminologisch nıcht b Wır berechtigt sınd, den Angeklagten Vo  —$ heute Vor-

wurte machen. Freılıch, nach 1933 cah dann die Sıtua-SAaHCIl, dafß sıch AUS dem Persönlichkeitsbhild eınes Ange-
klagten schon sıchere Anhaltspunkte dafür herleiten las- t10n bald anders Aaus Jetzt konnte INaAan schr bald hın-
S11 könnten, c£1 VO vornhereın eın Mörder. Und weı] ter dıie Kulissen sehen, insbesondere derjenige, der schon

ın verantwortl;che Posıtion aufgerückt Wa  — Der Röhm-WIr den Tätertyp » Mörder« nıcht kennen, eshalbh ken-
nNen WIr auch nıcht den Tätertyp » NSG.-TÄäter« Dagegen putsch un seINeE Folgen, das Blutschutzgesetz VO'  $ 19535,

die ständıge Verletzung des Versailler Vertrages durchkönnen WIr nach dem Ergebnis langjähriger Beobachtung
eines SASCNMN : Hätte einen Adalt Hıtler, einen Heınrich Neutschland dıe Annexıon VO  - Österreich, des udeten-
ımmier und Reinhard Heydrich nıcht zegeben, waäare landes, die Reichskristalinacht MmMi1ıt ihren ungeheuer-
nıcht der Autbau und die UOrganiısatıon der S65 und inner- lıchen Konsequenzen, dıe Teilung der SR SOWwI1e
halhb VO iıhr insbesondere des Sıcherheitsdienstes un der Autfbau un Einrichtung V{}  —4 Konzentrationslagern für

polıtısche Gegner un Feinde, al das ın der(restapo schon Jange VOr 1933 auf der Grundlage des
absoluten Gehorsams erfolgt un wäire nıcht ZU' {Iat Anliässe erkennen, dafß höchste Zeit WAr, Ja
/Zweiıten Weltkrieg gekommen, dann mufsten viele dafß veboten WAarL, au 5 dem OOt auszusteigen. Das
der 1n NSG.-Vertahren angeklagten Personen siıch n1ıe- allerdıngs die Angeklagten V  $ heute nıcht, obwohl]
mals VO eınem deutschen Schwurgericht SCn eınes VOTI- gverade 61© in zahlreichen Fällen weıt mehr hınter dıe
ätzlichen Tötungsdelıktes verantworten. ] )iese Menschen Kulissen sahen. Sie wulßten, da{fß der Boden des Rech-
waren a 1so geachtet un angesehen un keın Makel fEs schon restlos verlassen worden wa  $ Aber 1E
wurde S1e belasten; S1e würden, WIe S1e und ich, bemuht mittlerweıle ideologisch schon fest ı1n Organısatıon un
seln, für hre Angehörigen, für sıch selbst und für Aje S5System SOWI1€e in den vleichgeschalteten Befehlsapparat
Allgemeinheit wirtschaftlichen Aufschwung teilzu- VO S (Festapo-, Polizeı- un Beamtenstatus verzahnt,
nehmen. Auch das mu{ In  an wI1ssen, und INa  } sollte sıch Aafß 1E In vielen Fällen cschon VOoIr dem 1.9 1939 ZU
1€e$ klar machen, Wenn INan immer wıeder, vielfach doch Mıtwisser, nıcht Sar Miıttäter geworden 1, S1e
ohne rechte Sachkunde, gerichtliche Entscheidungen bean- wulfßten weıitgehend schon, dafß CS ın Deutschland möglich
standert. Denn andelt sıch in der Tat VO Ansatzpunkt geworden Wafr, bei estimmten Aktionen zahlreiche Men-
her eınen tragıschen Teutelskreis, 1n den diese Ange- schenleben grundlos töten, ohne da{fß die sich VO

klagten hineingerieten. Sje haben Miıt iıhren Famılien bıs Staat ZUTr Verfolgung un Ahndung derartiger 'Taten be-
heute biıtter daran tragen. Meıne Damen un: Herren, rufenen Urgane NUur 1 geringsten dıe Möglichkeit gehabt
konnte INa  3 jJungen Abiturienten der Abiturjahrgänge hätten, einzugreıften. Sie wollten aber auch das Schiff
1930, dıe In geIst1g cehr NSCH, nationalbewuften Eltern- nıcht verlassen, celbst WEn s1e siıch jetzt, eLiwa 1938 bıs
häusern ErZOSYEN wurden, iın denen Ma  3 dıe Errungen- ZzUuU Sommer 1939, bewulfßst veworden Ny) wohin der
schaften der Jungen Republık 1Ablehnte un V{ der Weg, insbesondere in der Judenpolitık, tühren würde.,
Machtstellung des Deutschen Reiches VOT 1914 traumte, Wer Insowelt den Funktionären des RSHA Zweıtel
vorwerlfen, daf(ß S$1€ sıch damals, 1930, weıl S1E gehabt haben ollte, der mußfte £.. bei Hitlers Reichs-
ohne Arbeit und TOT„ weil S1e auch keinerlel be- tagsrede V 1939 Nur recht zuhören, als Hıtler
rutliche Aussicht für dıie nichste Zukunft VOI sıch sahen, VOT aller Welt erklärte, dafß Ende eines
der zuwandten? ))as WaTl doch die Parteı, die Weltkrieges ıe Vernichtung der jüdischen Rasse in uro-
Recht, Ordnung, Arbeıitsplätze un Wiederherstellung stehe. Neın, S1i€E wollten die nıcht verlassen,

obwohl das bis Z.U. Kriegsbeginn, W1€e die Zeitgeschichteder Souveränıtät versprach. Sıe schıen auch als einzige im
Stande se1n, der aut dem Boden der wırtschaftlichen erwıesen hat, unschwer möglich SCeWESCH Wal. Yenn
Not ımmer estärker anwachsenden KPD ENTSCSCENZULFCELEN. mittlerweiıle War 898  —$ Ja 1n Staat un Partel angesehen,

Rechtsprechung der Nationalsozialisten begangen wur-
den. Wir haben nicht »Auge um Auge oder Zahn um 
Zahn« zu entscheiden, sondern dort, wo wir Zweifel ha-
ben, muß sich das zu Gunsten einer höheren und viel-
leicht geläuterten Rechtsordnung und damit zu Gunsten 
der Angeklagten auswirken. 

Und damit bin ich noch einmal bei den Angeklagten, 
denen ich abschließend noch ein paar Worte widmen 
möchte. Was sind das für Menschen, die sich hier zu ver-
antworten haben? 

Es ist sehr schwer — wenn nicht unmöglich — hier eine 
allgemeingültige Beurteilung oder Charakterisierung der 
Tätertypen für NSG.-Prozesse vorzunehmen. Sie wissen, 
daß die Kriminologie zwar nach dem Deliktscharakter 
bestimmte Tätertypen kennzeichnet. So kennen wir etwa 
den Typ des »Betrügers«, vielleicht auch den des »Die-
bes« oder »Einbrechers«, auch den des »Sittlichkeitsver-
brechers« sowie den der »gewerbsmäßigen Abtreiberin«. 
Bei all diesen Straftaten weisen die Täter bestimmte 
gleiche oder ähnliche Persönlichkeitsmerkmale aus. Bei 
vorsätzlichen Tötungsdelikten ist das schon anders. Tö-
tungsdelikte sind nicht an einen bestimmten Tätertyp ge-
bunden; sie werden in allen Ländern, aus allen Reihen 
der Bevölkerungsschichten, aus den verschiedenartigsten 
Gründen begangen. Wir können also kriminologisch nicht 
sagen, daß sich aus dem Persönlichkeitsbild eines Ange-
klagten schon sichere Anhaltspunkte dafür herleiten las-
sen könnten, er sei von vornherein ein Mörder. Und weil 
wir den Tätertyp »Mörder« nicht kennen, deshalb ken-
nen wir auch nicht den Tätertyp »NSG.-Täter«. Dagegen 
können wir nach dem Ergebnis langjähriger Beobachtung 
eines sagen: Hätte es einen Adolf Hitler, einen Heinrich 
Himmler und Reinhard Heydrich nicht gegeben, wäre 
nicht der Aufbau und die Organisation der SS und inner-
halb von ihr insbesondere des Sicherheitsdienstes und der 
Gestapo schon lange vor 1933 auf der Grundlage des 
absoluten Gehorsams erfolgt und wäre es nicht zum 
Zweiten Weltkrieg gekommen, dann müßten viele 
der in NSG.-Verfahren angeklagten Personen sich nie-
mals vor einem deutschen Schwurgericht wegen eines vor-
sätzlichen Tötungsdeliktes verantworten. Diese Menschen 
wären also geachtet und angesehen und kein Makel 
würde sie belasten; sie würden, wie Sie und ich, bemüht 
sein, für ihre Angehörigen, für sich selbst und für die 
Allgemeinheit am wirtschaftlichen Aufschwung teilzu-
nehmen. Auch das muß man wissen, und man sollte sich 
dies klar machen, wenn man immer wieder, vielfach doch 
ohne rechte Sachkunde, gerichtliche Entscheidungen bean-
standet. Denn es handelt sich in der Tat vom Ansatzpunkt 
her um einen tragischen Teufelskreis, in den diese Ange-
klagten hineingerieten. Sie haben mit ihren Familien bis 
heute bitter daran zu tragen. Meine Damen und Herren, 
konnte man jungen Abiturienten der Abiturjahrgänge um 
1930, die in geistig sehr engen, nationalbewußten Eltern-
häusern erzogen wurden, in denen man die Errungen-
schaften der jungen Republik ablehnte und von der 
Machtstellung des Deutschen Reiches vor 1914 träumte, 
vorwerfen, daß sie sich damals, d. h. um 1930, weil sie 
ohne Arbeit und Brot waren, weil sie auch keinerlei be-
rufliche Aussicht für die nächste Zukunft vor sich sahen, 
der NSDAP zuwandten? Das war doch die Partei, die 
Recht, Ordnung, Arbeitsplätze und Wiederherstellung 
der Souveränität versprach. Sie schien auch als einzige im 
Stande zu sein, der auf dem Boden der wirtschaftlichen 
Not immer stärker anwachsenden KPD entgegenzutreten. 

Und so stießen sie dann zur NSDAP, unzufriedene An-
gestellte, junge Studenten, deren Eltern als Geschäftsleute 
in Konkurs geraten waren, weil die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse ihr kleines Handwerkergeschäft zu Grunde ge-
richtet hatten, junge Beamte mit einer Familie, die sich 
erhofften, daß ihre Bezüge nicht durch Notverordnungen 
stark reduziert, sondern durch Aufbauarbeit erhöht wer-
den konnten, Unternehmer, Geschäftsleute, Handwerker 
und Fabrikdirektoren, sie alle kamen zunächst jedenfalls 
nicht, um einen neuen Krieg vom Zaune zu brechen, nicht 
um Bomben über friedliche Städte abzuwerfen und schon 
gar nicht, um Massentötungen an bestimmten Personen 
vorzunehmen. Sie erhofften sich Freiheit nach außen und 
wirtschaftliche Stabilität nach innen. Der Nährboden war 
zwischen 1930 und 1933 in Deutschland nun einmal so 
günstig, daß das Anwachsen der NSDAP meist ohne jeg-
liche Vorkontrolle, ohne exaktes Studium des Parteipro-
grammes, d. h. in aller Regel völlig kritiklos erfolgte. In 
vielen Fällen schreckte es nicht einmal ab, daß schon vor 
1933 durch die Gliederungen der NSDAP in politischen 
Auseinandersetzungen zahlreiche Menschen ihr Leben las-
sen mußten. Denn das war man gewöhnt. Ging denn 
z. B. die KPD einen anderen Weg? Ich meine, meine sehr 
verehrten Zuhörer, bis dahin müsse man sich sehr prüfen, 
ob wir berechtigt sind, den Angeklagten von heute Vor-
würfe zu machen. Freilich, nach 1933 sah dann die Situa-
tion bald anders aus. Jetzt konnte man sehr bald hin-
ter die Kulissen sehen, insbesondere derjenige, der schon 
in verantwortliche Position aufgerückt war. Der Röhm-
putsch und seine Folgen, das Blutschutzgesetz von 1935, 
die ständige Verletzung des Versailler Vertrages durch 
Deutschland, die Annexion von Österreich, des Sudeten-
landes, die Reichskristallnacht mit ihren ungeheuer-
lichen Konsequenzen, die Teilung der CSSR sowie 
Aufbau und Einrichtung von Konzentrationslagern für 
politische Gegner und Feinde, all das waren in der 
Tat Anlässe zu erkennen, daß es höchste Zeit war, ja 
daß es geboten war, aus dem Boot auszusteigen. Das 
allerdings taten die Angeklagten von heute nicht, obwohl 
gerade sie in zahlreichen Fällen weit mehr hinter die 
Kulissen sahen. Sie wußten, daß der Boden des Rech-
tes schon restlos verlassen worden war. Aber sie waren 
mittlerweile ideologisch schon so fest in Organisation und 
System sowie in den gleichgeschalteten Befehlsapparat 
von SD, Gestapo-, Polizei- und Beamtenstatus verzahnt, 
daß sie in vielen Fällen schon vor dem 1. 9. 1939 zum 
Mitwisser, wenn nicht gar Mittäter geworden waren. Sie 
wußten weitgehend schon, daß es in Deutschland möglich 
geworden war, bei bestimmten Aktionen zahlreiche Men-
schenleben grundlos zu töten, ohne daß die an sich vom 
Staat zur Verfolgung und Ahndung derartiger Taten be-
rufenen Organe nur im geringsten die Möglichkeit gehabt 
hätten, einzugreifen. Sie wollten aber auch das Schiff 
nicht verlassen, selbst wenn sie sich jetzt, etwa 1938 bis 
zum Sommer 1939, bewußt geworden waren, wohin der 
Weg, insbesondere in der Judenpolitik, führen würde. 
Wer insoweit unter den Funktionären des RSHA Zweifel 
gehabt haben sollte, der mußte z. B. bei Hitlers Reichs-
tagsrede vom 30. 1. 1939 nur recht zuhören, als Hitler 
vor aller Welt erklärte, daß am Ende eines erneuten 
Weltkrieges die Vernichtung der jüdischen Rasse in Euro-
pa stehe. Nein, sie wollten die NSDAP nicht verlassen, 
obwohl das bis zum Kriegsbeginn, wie die Zeitgeschichte 
erwiesen hat, unschwer möglich gewesen war. Denn 
mittlerweile war man ja in Staat und Partei angesehen, 
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vreachtet, WEeNn auch teilweıse gefürchtet; INan hatte eıne völlıg ahnungslos Jetzt sıtzen S1€ in den Anklage-
colide wiırtschaftliche Exıstenz, die Man Je nach weıterer bänken VO uns, suchen S1IC. rechtfertigen un ver-

Bewährung LUr noch entsprechend ausbauen mulßfite. Sol- ANCWOFTEN, un ıne N Welt schaut auf s1e. Meıiıne
nan sıch celhsr diese einzigartıge berufliche Gelegen- Damen un Herren, ich meıne, se1 auch 1N1SeEIC Pflicht,

heit verbauen, indem INnan die gyünstigsten Berufschancen, sıch Gedanken arüber machen, S1IC| celbst sStreng
die eın olk den » Edelsten« bieten schien, verwart? prüfen, un auch dieser Frage nıcht auszuweıchen, un
Neın, das dıe Angeklagten VO'!  — heute nıcht:; IMNa  .} sich den wesentlich anderen Aspekten des Jahres
mufite noch den Krıeg gewinnen, un dann würde alles 1969 selbst vorzugaukeln: Wiıe hättest du dich ın
Unrecht VEISCSSCH se1n, WwWare »Sıegerrecht« veworden. Kielce, in Kolomea, ın Kıew oder ın Auschwitz verhal-
Keın Mensch würde dann danach fragen, ob INan be] der ten”? Ich denke, S1e haben mıch heute 1abend verstamn-

Tötung VO 01010 oder 01010 Juden beteiligt war. Und den, d{ S1e erkannt haben, da{fß CS IMr ternliegt, das ın
mehr Als eıner der heute angeklagten und verurteilten hohem 4ße begangene Unrecht hestreiten oder auch
Personen brachte im Kameradengespräch auch zu nNnur bagatellisieren. ber nur der, der dıe natıonale
Ausdruck, da{fß INnan sıch des Unrechts der Handlung be- Zucht wilhelminischer Prägung, die wiıirtschafrtliche Not
wufßrt WAafrT, ındem INan schon ın den ersten Julitagen 1941 der beginnenden 330er Jahre und die Kategorıie der NS-

Einsatzgruppenangehörigen VON und und jerarchie mMI1t dem blınden Gehorsamsprinzip beurteilen
erklärte, wehe uNs, Wn WIr diesen Krıeg verlieren! kann un hr AuUsSgESCETIZT WAÄfrT, 11UTr der allein ıst auch,
Meıne Damen un Herren, haben die Angeklagten VON SOWwelt dies ıne irdische Gerechtigkeit überhaupt VeErINAaS,
heute AUSs dieser Erkenntnis diıe Konsequenzen gezogen? in der Lage, eın allen Umständen gverecht werdendes Ur-
Wer VON ıhnen Lrat damals VOTLI seinen Einheitstührer und teil tinden Gerade das 1St die vornehmste Aufgabe
erklärte, ıch mache das nıcht mi1t? Von FEinzeltällen abge- unseITer Schwurgerichte.
sehen, mussen WIr SCH, dafß die allermeisten ıhr (JeW1S- Meıne Damen un Herren; ıch habe Ihre Geduld reich-
S11 ZU Schweigen rachten und weıterhıin befehlsge- ıch strapazıert. Wır wı1issen NauU, da{f in unseren Land,
mä {(ß Oteten Allerdings, un: das verdient auch der Br 1n uUuNSeETEIN Namen VOTL 25 un Jahren Finmalıi-
wähnung, mittlerweiıle WI1r 1m Krıeg, der Wechsel SCS, Furchtbares geschah. Hınter jeder Zahl eteht das
V S55 oder anderen Einheiten, insbesondere ZuTt: ınd eiıner Mutter, VOr der WI1r uUNSs 1ın tiefer Ehrfurcht
Wehrmacht WAär, WEnnn überhaupt, 1LLUT un verneıgen mussen. An die Stelle VO  — Achtung un Liıebe
Voraussetzungen möglich, un Deutschland befand sıch gegenüber den Mitmenschen ftraten Verachtung und Ver-
im Rıngen Leben und 'Tod Auch das sollten Wır nıcht nichtung. Verirrte un verwirrte Gewıissen führten —

VEISCSSECH, WEeNN WwIıIr dıe verhetzten und durch jJahre- faßbaren Verbrechen VOoOn Menschen. Und ıch meıne, hier
lange Propaganda 1n teuflischster Weıse betrogenen An- auch bekennen mussen, daf(ß auch der Staatsbürger, der
geklagten denken. Ö1e hatten eınen Treueid geleistet, den 'Taten nıcht beteiligt WAar, mitschuldig wurde, wel  ]
standen seit dem 1939 auch rechtlich Soldaten gleich, sıch nıcht die Umkehrung aller sittlichen Wert-

ın Feindesland un hatten vielfach 1N der Heımat maßstäbe un Rechtsnormen Zur: Wehr SELZTE
hre Famılien, denen S1ie wiıieder einma|! zurückkehren (Sustav Radbruch, eın bedeutender deutscher Rechtsleh-
wollten TCrT, hat hierzu 1947 ausgeführt:
Von Maı 1945 H18 1947/1948 die NSG.-Täter » Wır mussen u wıeder autf die Jahrtausende altevieltach ın Lagern der Alluerten interniert, me1ist ledig-
lıch WESCH ıhrer Angehörigkeit ZuUrLrL oder eıner gemeınsame Weisheit der Antike, des christlichen

Mittelalters un des Zeitalters der Aufklärung be-ihrer Gliederungen. Die allıerten Gerichte suchten siıch sinnen, da{fß namlıch eın Sheres Recht o1Dt als das
Nur die SANZ yroßen Fische heraus, rachten Sie VOT hre Gesetz: eın Naturrecht, eın Gottesrecht, eın Ver-Gerichte un hefßen dann dıe heute angeklagten Personen nunftrecht, kurz eın übergesetzliches Recht, demaut treien Fulßßs, melst oöhne wiıissen, ob oder iNnwıewelt das Unrecht ımmer das Unrecht bleibt,der einzeine Massentötungsdelikten beteiligt WAafr. SO
kamen cie nach un nach wieder in die Freiheit un ın „uch W el ın Gesetzestorm 1St.«
hre Famıilıen zurück, gerade rechtzeıt1ig, durch FE NSG.-Prozesse 17 Jahre 1970 können nur dann MIit der
Teilnahme der wirtschaftlichen Konjunktur die Kriegs- rechten ınneren Legıitimation durchgeführt werden, W CII

erlebnisse 1Ns Unterbewulfstsein rücken lassen. Nur S$1€e VO der FEinsicht in die Mıtverantwortung V ON Staat
wen1ıge lebten alschem Namen, die meısten hatten un Gesellschaft un: VOn der Solidarität der Schuld g_
nıcht mehr damıiıt gerechnet, ırgendwann überhaupt noch trasen sind. So können, un werden S1E reinıgend WIir-
ınmal ZUr Rechenschaftt SCeZOSCNHN werden, bauten sıch ken, vielleicht OSa über die trenzen unNseres Staates in

aAndere Länder hineın. Golo Mannn hat einmal das Worthre bürgerliche Existenz, hre Famlılie un ıhren DersOn-
lıchen Wirkungskreıs e  — oder wıeder auf, un ın vielen »iıimmer wieder möglich« ausgesprochen. cehe als
Fällen wufliten dıe Ehefrauen VO  an | der Betätigung ihrer eline wesentliche Aufgabe der Prozesse A} miıt dazu hbeı-
Ehemänner dem Geschehen des weıten Weltkrieges €  5 da{fß Ahnlıches ın Deutschland nıcht wieder

UL wWwI1e nichts, während hre Kinder ftast aAusnahmslos möglich sein wırd.

geachtet, wenn auch teilweise gefürchtet; man hatte eine 
solide wirtschaftliche Existenz, die man je nach weiterer 
Bewährung nur noch entsprechend ausbauen mußte. Soll-
te man sich selbst diese einzigartige berufliche Gelegen-
heit verbauen, indem man die günstigsten Berufschancen, 
die ein Volk den »Edelsten« zu bieten schien, verwarf? 
Nein, das taten die Angeklagten von heute nicht; man 
mußte ja noch den Krieg gewinnen, und dann würde alles 
Unrecht vergessen sein, es wäre »Siegerrecht« geworden. 
Kein Mensch würde dann danach fragen, ob man bei der 
Tötung von 10 000 oder 30 000 Juden beteiligt war. Und 
mehr als einer der heute angeklagten und verurteilten 
Personen brachte es im Kameradengespräch auch zum 
Ausdruck, daß man sich des Unrechts der Handlung be-
wußt war, indem man schon in den ersten Julitagen 1941 
unter Einsatzgruppenangehörigen von Mund zu Mund 
erklärte, wehe uns, wenn wir diesen Krieg verlieren! 
Meine Damen und Herren, haben die Angeklagten von 
heute aus dieser Erkenntnis die Konsequenzen gezogen? 
Wer von ihnen trat damals vor seinen Einheitsführer und 
erklärte, ich mache das nicht mit? Von Einzelfällen abge-
sehen, müssen wir sagen, daß die allermeisten ihr Gewis-
sen zum Schweigen brachten und weiterhin befehlsge-
mäß töteten. Allerdings, und das verdient auch der Er-
wähnung, mittlerweile waren wir im Krieg, der Wechsel 
von SS oder SD zu anderen Einheiten, insbesondere zur 
Wehrmacht war, wenn überhaupt, nur unter strengen 
Voraussetzungen möglich, und Deutschland befand sich 
im Ringen um Leben und Tod. Auch das sollten wir nicht 
vergessen, wenn wir an die verhetzten und durch jahre-
lange Propaganda in teuflischster Weise betrogenen An-
geklagten denken. Sie hatten einen Treueid geleistet, 
standen seit dem 1. 9. 1939 auch rechtlich Soldaten gleich, 
waren in Feindesland und hatten vielfach in der Heimat 
ihre Familien, zu denen sie wieder einmal zurückkehren 
wollten. 
Von Mai 1945 bis 1947/1948 waren die NSG.-Täter 
vielfach in Lagern der Alliierten interniert, meist ledig-
lich wegen ihrer Angehörigkeit zur NSDAP oder einer 
ihrer Gliederungen. Die alliierten Gerichte suchten sich 
nur die ganz großen Fische heraus, brachten sie vor ihre 
Gerichte und ließen dann die heute angeklagten Personen 
auf freien Fuß, meist ohne zu wissen, ob oder inwieweit 
der einzelne an Massentötungsdelikten beteiligt war. So 
kamen sie nach und nach wieder in die Freiheit und in 
ihre Familien zurück, gerade rechtzeitig, um durch rege 
Teilnahme an der wirtschaftlichen Konjunktur die Kriegs-
erlebnisse ins Unterbewußtsein rücken zu lassen. Nur 
wenige lebten unter falschem Namen, die meisten hatten 
nicht mehr damit gerechnet, irgendwann überhaupt noch 
einmal zur Rechenschaft gezogen zu werden, bauten sich 
ihre bürgerliche Existenz, ihre Familie und ihren persön-
lichen Wirkungskreis neu oder wieder auf, und in vielen 
Fällen wußten die Ehefrauen von der Betätigung ihrer 
Ehemänner an dem Geschehen des Zweiten Weltkrieges 
so gut wie nichts, während ihre Kinder fast ausnahmslos 

völlig ahnungslos waren. Jetzt sitzen sie in den Anklage-
bänken vor uns, suchen sich zu rechtfertigen und zu ver-
antworten, und eine ganze Welt schaut auf sie. Meine 
Damen und Herren, ich meine, es sei auch unsere Pflicht, 
sich Gedanken darüber zu machen, sich selbst streng zu 
prüfen, und auch dieser Frage nicht auszuweichen, und 
sich unter den wesentlich anderen Aspekten des Jahres 
1969 etwas selbst vorzugaukeln: Wie hättest du dich in 
Kielce, in Kolomea, in Kiew oder in Auschwitz verhal-
ten? Ich denke, Sie haben mich heute abend so verstan-
den, daß Sie erkannt haben, daß es mir fernliegt, das in 
hohem Maße begangene Unrecht zu bestreiten oder auch 
nur zu bagatellisieren. Aber nur der, der die nationale 
Zucht wilhelminischer Prägung, die wirtschaftliche Not 
der beginnenden 30er Jahre und die Kategorie der NS-
Hierarchie mit dem blinden Gehorsamsprinzip beurteilen 
kann und ihr ausgesetzt war, nur der allein ist auch, 
soweit dies eine irdische Gerechtigkeit überhaupt vermag, 
in der Lage, ein allen Umständen gerecht werdendes Ur-
teil zu finden. Gerade das ist die vornehmste Aufgabe 
unserer Schwurgerichte. 
Meine Damen und Herren; ich habe Ihre Geduld reich-
lich strapaziert. Wir wissen genau, daß in unserem Land, 
in unserem Namen vor 25 und 30 Jahren etwas Einmali-
ges, Furchtbares geschah. Hinter jeder Zahl steht das 
Kind einer Mutter, vor der wir uns in tiefer Ehrfurcht 
verneigen müssen. An die Stelle von Achtung und Liebe 
gegenüber den Mitmenschen traten Verachtung und Ver-
nichtung. Verirrte und verwirrte Gewissen führten zu un-
faßbaren Verbrechen von Menschen. Und ich meine, hier 
auch bekennen zu müssen, daß auch der Staatsbürger, der 
an den Taten nicht beteiligt war, mitschuldig wurde, weil 
er sich nicht gegen die Umkehrung aller sittlichen Wert-
maßstäbe und Rechtsnormen zur Wehr setzte. 
Gustav Radbruch, ein bedeutender deutscher Rechtsleh-
rer, hat hierzu 1947 ausgeführt: 

»Wir müssen uns wieder auf die Jahrtausende alte 
gemeinsame Weisheit der Antike, des christlichen 
Mittelalters und des Zeitalters der Aufklärung be-
sinnen, daß es nämlich ein höheres Recht gibt als das 
Gesetz; ein Naturrecht, ein Gottesrecht, ein Ver-
nunftrecht, kurz ein übergesetzliches Recht, an dem 
gemessen das Unrecht immer das Unrecht bleibt, 
auch wenn es in Gesetzesform gegossen ist.« 

NSG.-Prozesse im Jahre 1970 können nur dann mit der 
rechten inneren Legitimation durchgeführt werden, wenn 
sie von der Einsicht in die Mitverantwortung von Staat 
und Gesellschaft und von der Solidarität der Schuld ge-
tragen sind. So können, und so werden sie reinigend wir-
ken, vielleicht sogar über die Grenzen unseres Staates in 
andere Länder hinein. Golo Mann hat einmal das Wort 
»immer wieder möglich« ausgesprochen. Ich sehe es als 
eine wesentliche Aufgabe der Prozesse an, mit dazu bei-
zutragen, daß Ähnliches in Deutschland nicht wieder 
möglich sein wird. 
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